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An den Herrn 

Preisidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäh 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschatls- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atoingemeinschan 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Regelung viehseiichenrecht- 
licher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von 
Rindern und Schweinen und von frischem Fleisch aus Dritt- 
ländern 

und 

den Entwurf für eine Entscheidung des Rats zur Errichtung 
eines Veterinärausschusses. 

Dieser Vorschlag und der Entscheidungsentwurf sind mit Schrei- 
ben des Elerrn Präsidenten der Kommission der EWG vorn 
20. September 1965 dem Herrn Präsidenten des Rats der EWG 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genamUen 
Kommissions Vorschlag und dem Entscheidungsentwurf ist vor- 
gesehen. Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung duixh den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EVv’^G übermittelte Begründung bei gefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 


Drude Buiüier L iiivei sitäU-Budidrutkeroi , o3 Bonn 
Aüoinvertiieb ; Dr. Haus Heqor, 532 Bad Godesbenj, 
Postfadi 821, Coethestraßo 54, Trd. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Regelung viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher 
Fragen bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen und von 
frischem Fleisch aus Drittländern 

(Von der Kommission dom Rat vorgelegl) 


DdR RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
])cüschen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der innergemeinschaftliche Handelsverkehr mit 
Rindern und Schweinen und mit frischem Fleisch 
ist Gegenstand zweier Richtlinien des Rats vom 
2(). Juni 1964 ^), die eine einheitliche Regelung die- 
ses Handels getroffen haben. 

Diese Richtlinien sehen die Schaffung einer 
gemeinschaftlichen Regelung für die Einfuhren aus 
Drittländern vor; bis diese Regelung in Kraft tritt, 
ist es den Mitgliedstaaten untersagt, bei der Ein- 
fuhr aus Drittländern günstigere Vorschriften anzu- 
wenden, als sie für die Mitgliedstaaten im Rahmen 
des innergemeinschaftlichen Handels gelten. 

Diese Regelung muß die Möglichkeit schaffen, der 
Komplexität viehseuchenrechtlicher und gesundheit- 
licher Probleme, diu sich im Rahmen des Handels 
mit Drittländern stellen, Rechnung zu tragen. 

Es ist erforderlich, gleiche Maßnahmen bei der 
Einfuhr aus Drittländern vorzusehen, wie sie für 
die Bekämpfung der Wrbreitung von Tierkrank- 
heiten sowie für die Hygiene und die Genußtaug- 
lichkeit des Fleisches im Innern der Gemeinschaft 
als notwendig erachtet worden sind. 

Es ist jedoch möglich, daß es Fälle geben kann, 
in denen eine strenge Anwendung bestimmter vieh- 
seuchenrechtlicher Vorschriften nicht erforderlich ist, 
da die viehseuchenrechtlichen Verhältnisse in be- 
stimmten Ländern sehr günstig sind. Wenn man, 
wie vorg(^sehen, Ausnahmen von den allgemein 
geltenden Anforderungen zu läßt, erscheint es ange- 
bracht, daß diese Entscheidungen Fall für Fall in 
einem Gemeinschaftsverfahren getroffen werden, 
und es ist ferner erforderlich, daß diejenigen Mit- 
gliedstaaten, die eine ebenso günstige Lage aufwei- 
sen, in gleicher Weise durch eine Ausnahmeregelung 
begünstigt werden. Es ist jedoch die Möglichkeit 
vorzusehen, daß diese Entscheidungen in dem oben 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 

29. Juli 1964, S. 1977 64, 2012,64 


erwähnt(m Genuünschaftsverlahren wieder aufzu- 
heben sind, wenn sich die Umstände, auf die sie 
sich bezogen, verschlechtert haben. 

Das Gemeinschaftsverfahren, das in diesen Fällen 
anzu wenden ist, muß so ausgestaltet sein, daß ein- 
mal der Notwendigkeit, die Gesundheit von Mensch 
und Tier in der Gemeinschaft zu schützen, Rechnung 
getragen werden kann und daß andererseits eine 
reibungslose Entwicklung des Handels sichergestellt 
wird. 

Zu den speziellen yXspekten der vorliegenden 
Richtlinie gehört es ferner, daß eine Gemeinschafts- 
regelung, die auf eine Vielzahl von Ländern anzii- 
wenden ist, die Tiere oder Fleisch in die Gemein- 
schaft exportieren oder eventuell exportieren wer- 
den, notwendigerweise der Existenz von schweren 
Tierkrankheiten - - wenigstens in gewissen dieser 
Länder - Rechnung tragen muß, die nicht oder 
nicht mehr iin Innern der Gemeinschaft auftreten 
und die deshalb für den Viehbestand der Gemein- 
schaft eine besonders große Gefahr darstellen, da 
das Vieh sehr empfänglich für diese Krankheiten 
ist. 

Es ist von vorrangigem Interesse für die gesamte 
Gemeinschaft, die tierische Produktion im Innern 
der Gemeinschaft dadurch sicherzustcllen, daß ein 
absolutes Einfuhrverbot für Tiere und Fleisch aus 
solchen Drittländern errichtet wird, die von diesen 
Krankheiten befallen sind. 

Diese Verbote bezüglich der Länder, in denen 
exotische Krankheiten herrschen, müssen so lange 
gelten, wie die Einschleppung dieser Krankheiten 
durch die Einfuhr von Tieren oder Fleisch aus die- 
sen Ländern möglich erscheint. Wie sich im Ver- 
lauf wissenschaftlicher Untersuchungen heraus- 
gestellt hat, ist es jedoch erforderlich, in diesen 
Fällen auch die jeweilige Empfänglichkeit der Tiere 
für diese Krankheiten und die Zeitspanne zu be- 
rücksichtigen, während der die Krankheitserreger 
virulent bleiben. 

Es ist deshalb jedenlalls nicht immer notwendig, 
die Einfuhr aus dem gesamten Hoheitsgebiet eines 
Drittlandes zu untersagen oder das Einfuhrverbot 
während einer längeren Zeitdauer, nachdem die 
fragliche exotische Krankheit erloschen ist, aufrecht- 
zuerhalten, wenn — insbesondere durch bestimmte 
Garantien — gewährleistet ist, daß die Gefahr 
einer Einschleppung der Krankheit in das Gebiet 
der Gemeinschaft nicht oder nicht mehr besteht. 
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Hierbei kann vor allem auf die Durchführung an- 
gemessener viehseuchenrechtlicher Maßnahmen und 
auf eine wirkungsvolle Organisation des amtlichen 
Veterinärdienstes in den angesprochenen Dritt- 
ländern abgestellt werden, 

Für die Fälle, wo die Gewähr gegeixm ist, daß 
eine Einschlepijung solcher (exotischen Krankheitcm 
nicht erfolgen kann, erscheint t^s angebracht, die 
Möglichkeit einer Ausnahnu' \ on den strikten Ein- 
fuhrverboten vorzusehen. Wecjen der allgemeinen 
Bedeutung einer solchen Maßnahme tür alle Mit- 
gliedstaaten muß jedoch auch hierfür ein gemein- 
schaftliches Verfahren vorgesehen werden, um von 
Fall zu Fall über die Ausnafimen zu entscheiden 
und die möglichen Bedingungen festzulegen, von 
deren Erfüllung die Aiisnahmeentscheidung ab- 
hängig zu machen ist. In diesen Fällen erscheint es 
zweckmäßig, das bcu'eits obenerwähnte Verfahren 
anzuwenden. 

Dieses Verfahren mul5 der Bedeutung Rechnung 
tragen, die die dort zu treffenden Entscheidungen 
für die Mitgliedstaaten haben. 

Es erscheint deshalb nicht ausreichend, eine bloße 
Anhörung der Mifgliedstaaten vorzuschreiben, son- 
dern es ist errordcM'lich, dit' Mitgliedstaaten wegen 
ihres Interesses hieran in besonderem Maße in die 
vorbereitenden Arbeiten für diese Entscheidung 
einzuschalten. 

Es ist deshalb zweckmäßig, in gleicher Weise wie 
das im Bercnch der gemeinsamen Agrarmarktord- 
nungen geschehen ist, Verfahrensvorschriften zu er- 
lasstm, die die Beteiligung der Mifgliedstaaten an 
der Ausarbeitung der fraglichen Entscheidungen ' 
näher beslimmen. j 

Bei der Festlegung dieser AAnfahrensvorschriften ! 
muß der Notwendigkeit Rechnung ge trägem werden, 1 
die jeweiligen Entscheidungen so schnell wie mög- 
lich zu treffen, um zu vermeiden, daß die Ungewiß- 
heit bezüglich viehseuchenrechtlicher Anforderun- 
gen den Handel unnötig behindert. 

Im Rahmen dieses Verfahrens ist es wegen der 
Bedeutung der Entscheidungen für die Mitglied- 
staaten ferner wichtig vorzusehen, daß der Rat die 
von der Kommission getroffenen Entscheidungen ab- 
ändern oder auf heben kann, wenn sich die Mehrheit 
der Mitgliedstaaten gegen die geplanten Maßnah- 
men ausgesprochen hat. Um allerdings den Handel 
keiner überflüssigen Behinderung auszusetzen, ist 
auch hier eine verhältnismäßig kurze Frist für ein 
solches Einschreiten des Rats vorzusehen. 

Es sei im übrigen darauf hingewiesen, daß das 
im Bereich der Agrarmarktordnung bestehende 
gleichartige Verfahren zu guten Ergebnissen geführt 
hat. 

Auf dem Gebieten, aut denen noch keine Vor- 
sehritten tür den innergemeinschaftlichen Handel er- 
lassen worden sind, wie insbesondere hinsichtlich 
der Behandlung von Ticu'en und Fleisch mit be- 
stimmten Fremdstoffem, der Bekämpfung der Trichi- 
nose, der Einfuhr von g(drennt(m Nf'beii[:‘roduklen 
der Schlachtung und von Fleisch, das von Einhufern 
stammt, erscheint es angebracht, es den Mitglied- 
staaten bis zur angekündigten Ausarbeitung gemein- 


schaftlicher Regelungen auf diesen Gebieten vor- 
läufig zu überlassen, auch gegenüber Drittländern 
ihre diesbezüglichen nationalen Vorschriften beizu- 
behalten. 

Was insbesondere die tür die Ausstattung und 
die Arbeit chu' Schlachthöf(' und Zerlegungsbetriebe 
c.' r f o r cl c r 1 i ch c^ n V o i' a u s s c t z u n g e n , di (} Vors ch r i f t e n 
über die Schlachttier und Fleischuntei suchung, die 
Flygienebestimmungen, die Stempelung, die Lage- 
rung und den Transport des Fknsches betrifft, so ist 
es angebracht, Drittländer den gleichen Bedingun- 
gen zu unterwerfen, wie sie für den innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr gelten. Außerdem muß 
aricrcliucjs jeder einführende Mitgliedstaat, soweit 
es um die in dem Drittländern amtlich zugelassenen 
Sdiiachtluaie und Zerlegungsbetriebe geht, die Mög- 
lichkeit haben, auf der Grundlage gemeinschaftlicher 
Normen zu üirerprüten, ob diese Betriebe tatsäch- 
lich ciic' notwendigen Voraussetzungen erfüllen. 

Um den einführenden Mitgliedstaaten offiziell zu 
bestätigen, daß die durch die Gemeinschaftsregelung 
vor geschriebenen Einfiihrbe ding ungern erfüllt wor- 
den sind, muß ein Zerlifikal, das von einem amt- 
lichem Tierarzt des ausf ührenden DritUancies aus- 
geslellt worden ist, die Tiere und das Fleisch be- 
gleiten. 

Es ist eiiK^ Kontrolle jeder Tier- oder Fleisch- 
sendLu.ig anläßlich der Einluhr vorzusehen, um fesl- 
zusfelleru daß keine Gründe für ein Einfuhrverbot 
voiiic'gein (\s cuscheinl nützlich, daß der amtliche 
Tierarzt des eiidiihronden Mitgliedstaales nach der 
KonfrolU^ auf chmi Zertifikat vortm'rkt, daß die Sen- 
dung zugetassen odeu' zurückgewiesen worden ist. 

LJni die Kommission in die Lage zu versetzen, die 
ihr von dor vorli(y]enden Richtlinie übertragenen 
Aufgaben in vollcu' Kenntnis aller Umstände zu er- 
füllen und um vor allem eine einheitliche Anwen- 
dung der Richtlinie zu gewährleisten, erscheint es 
zweckmäßig, den Mitgliedstaaten vorzuschreiben, 
daß sie die Kommission über bestimmte Maßnahmen 
untcu richten, dic' sie im Rahmen der Anwendung der 
gemeinsdiaitlichen Vorschriften treffen. Die Kom- 
mission kann sich allerdings auch an die einschlä- 
(jigen iiiternalionalen Organisationen wenden, um 
Informationen einzuholen. 

Es erschtant feiner angchrachf, in der Richtlinie 
des Rats vom 26. Juni 1964 zur Regelung vieh- 
seuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 
die Möglichkeit zu schaffen, daß gegenüber Mit- 
gliedsLaaten mit besonders günstigen viehseuchen- 
recht liehen Vtu'hälfnissen eine Ausnahmeentschei- 
diing bezüglich gewisser viehseuchenrechtlicher 
Erfordernisse getroffen werden kann, da dies in der 
vorliegt^nden Richtlinie auch für Driflländer vor- 
gesehen wird. 

Um ein System gemeinschaftlicher VTTerinär- 
bc-stimmungen tür alle Rinder und Schweine und für 
jegliches Fleisch, die in dem Gebiet der Gemein- 
schiaft in dei Veikcüir gebracht werden, zu erhalten, 
ist ('S eriordcu* lieh, dic' Vorschriften gegenüber Dritt- 
ländern zu einem Zeitpunkt in Kraft zu setzen, der 
dem Termin möglichst nahe' liegt, zu dem die Be- 
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sLimniuucjen tür den iiinergonieinschdtllichea Haii- 
delsvorkohr in Kraft tretcMi müssen. 

L'ni niögiit.hst bt'reils rür die Zukuntt eine ein- 
heitiKhe Rc'cinstniuv ii kiinig ::>icher7ust(dl(?n, ist ('s 
w ÜJischenswc'rt, dal^ die Kommission über alle Pro- 
jekte der Miigliedstaalen auf dem von dieser Richt- 
linie goregeltt'ii (iebiet rechtzeitig unterrichtet wird, 
damit sie ihre Bemerkungen hierzu Vorbringen 
kan.n 

HAT FüLGtiNDh RlCHILiMh URLAShhN: 

A r t i k c- I 1. 

Dit'se Richtlinie? bezieht sich aut die Einluhr aus 
Drittländern von Rindern und Schweinen, die als 
Hausti(?rG cj(?lidU('ri werden, und von frischem ' 
Fleisch, das von Haustieren der Gattungen Rinder, 
Schweine, Scfiafe und Ziegen sowie von Einhufern, ‘ 
die als Haustiere gehalten w'erden, stammt, 

A ]■ t i k e 1 2 

Ini Sinne diesen* Richtlinie sind: 

a) .AniLüdiei Tierarzt: Von der zuständigen Zentral- 
behörde ennes Mitgliedstaates oder Drittlandccs 
bezoichnoter Tierarzt ; 

b) ]H's:iu:nnir:gs:ancl: Milgliedstaat, in den Rinder 
v.:nd Schweine' und f;Isches Fleisch aus einem 
D r i 1 1 : a n d \ e r s a n ci t w e r c 1 c n ; 

c} Einfuhr: Jedes Verbringen von Rindern und 
Schweinen und von frischem Fleisch aus Dritt- 
ländern in das Hoheitsgebiet des Bestimmungs- 
landes; 

d) Betrieb; Landwdrtschaitiicht.'r Betrieb oder amt- ; 
lieh üijerwachter Händlerslall, der im Hoheits- | 
gebiet eines Drittlandes liegt und in dem Zucht-, ■ 
Nuiz- oder Schiac:httiere üblicherweise gehalten 
oder aufgezogem werden; 

cj SchiadiLtiercu Rinder und Schweine, die dazu he- 
.stimmt sind, alsbald nach ihrer Ankunft im 
Bestimmungsland geschlachtet zu werden; 

i) Zucht- und Nutztiere; Rinder und Schweine 
außer den unter Buchstabe e) genannten, ins- ; 
be.sonclcre solche, die zur Zucht, zur Erzeugung 
vfui Milcli, zur Mast oder zur Verwendung als i 
Zugtiere bestimmt sind; j 

t.'l Tul-erkulosefreies Rind: Rind, das den in der ! 

‘ I 

Anlage I-A uiiler II genannten Bedingungen j 
entspricht; j 

ji) Amtlich anerkannter tuberkulosetreier Rinder- i 
bestand; Rinderbestand, der den in der Anlacje | 
1-A unter I 2 genannten Bedingungen ent- : 
spricht; 

i) Bl ucellosoircies Rind: Rind, das den in der An- 
lage I-A unter II A l genannten Bedingungen 
entspricht; 

k) Amtlich anerkannter brucc^lloselreier Rinder- 
bestand: Kinderbesland, der den in der Anlage 
f-A unter II A 2 genannten Bedingungen ent- 
spricht; 


1| Bl Licel losefreier Rinderhestand: Rinderbestand, 
der den in der Anlage I-A unter II A 3 genann- 
len Bedingungen entspricht; 

m) Rrnrei loset reies Schwein: Schwein, das den in 
de.' Anhige I - .\ unter 11 B 1 genannten Bodin- 
gungcn't tailsju ichi ; 

n j B 1 Li c c:- i 1 o .s c t r e i e r S d i v. e i n e b f? s I rii i d : S c;h w e i n e - 

bestand, den* den in der Anlage l - A unter II B 2 
genannten Bedingungen entspricht; 

ü) St'uchenlreie Zum .• Zorn: mit einem Durc:hmc?sser 
voll 20 km, in der nach amtlicher F(?ststellung 
seit mindestens 30 Tagen vor den* Verladung 

il hei Rindern: kein Fall von Maul- und Klauen- 
sf'uchc', 

il) bei Schvvt:inen: kenn Fall von Maul- und 
Klauenseuche, von Schweinc?pest oder an- 
steckender Schweinelähme (Teschener Krank- 
heit) 

auf ge Ire len ist; 

n) Fleiscjh: .Allt? zum Genuß lür Menschen geeug- 
neten Teile von Haustieren der Gattungen Rin- 
der, Schweine, Schafe und Ziegen sowie von 
Einhulern, die? als Haustiere gehalten werden; 

cj) Frisches ricüsch: Fleisch, das keiner aut seine 
Flaltbarkeit ein wirkenden Behandlung unter- 
worfen worden ist, mit yVusnahme einer Kälte- 
bc’h and hing ; 

v) Tierkörper; Der ganze Körper eines Schlachi- 
tieros nach dem Entbluten und Ausweiden, ein- 
schließlich des Abtrennens des Kuheuters, sowie 
- ■ außer bei Schweinen — nach dem Enthäuten 
und dem Abtrennen des Kopfes sowie der Gliecl- 
riiaßenc'nden in Höhe? des Karpal- und Tarsal- 
ge lenkes; 

s) Nebenprodukte der Schlachtung: Frisches Fleisch, 
soweit OS nicht zum Tierkörper nach v) gehört; 

L) Eingeweide: Die in Brust-, Bauch- und Becken- 
luihle liegendem Nebenprodukte clor Schlachtung, 
einschließlich Luft- und Speiseröhre. 

TlilL l i 

Einfuhr von Rindern und Schweinen 
Artikel 3 

(1) Die Mitgliedslaaten lassen die Einfuhr von Rin- 
dern und SchweJnen nur zu, wenn diese Tiere 

a) am Tage der Verladung frei von klinischen An- 
zeichen einer Krankheit waren; 

b) aus einem Betrieb stammen, der aufgrund arnt- 
liduir Feststellungen lolgenden Bedingungen 
entspricht : 

i) er muß im MiUcüpunkt (üiiei seuchenfreien 
Zone liegen, 

ii) in dem B(?tneh sellist dar! seit mindestens 
3 MonaU'ii \ or der XTuladung kein Fall von 
Maul- und Klduenseucho oder Rinderbrucel- 
lüse und - wenn cs sich um Schweine han- 
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delt - kein Fall von Maul- und Klauen- 
seuche, Rinder- und Schweinebrucellose, 
Schweinepest oder ansteckender Schweine- 
lähme (Teschener Krankheit) aufgetreten 
sein; 

iii) in dem Betrieb dürfen des weiteren seit 
mindestens 30 Tagen vor der Verladung 
keine der sonstigen auf die betreffende Tier- 
art übertragbaren Krankheiten aufgetreten 
sein; 

c) sofern ein Auftrieb auf einem Markt erfolgt ist, 
auf einem solchen Markt erworben worden sind, 
der aufgrund amtlicher Feststellungen den fol- 
genden Bedingungen entspricht: 

i) er muß unter der Aufsicht eines amtlichen 
Tierarztes stehen; 

ii) er muß im Mittelpunkt einer seuchenfreien 
Zone liegen und an einem Ort abgehalten 
werden, an dem am gleichen Tag kein an- 
derer Viehmarkt stattfindet; 

iii) er darf — nach vorhergehender Desinfektion 
mit vom Internationalen Tierseuchenamt zu- 
gelassenen Mitteln — entweder nur als 
Markt für Zudit- und Niitztiere oder nur als 
Markt für Schlachttiere dienen, wobei alle 
aufgetriebenen Tiere den für sie geltenden 
Einfuhrbedingungen dieser Richtlinie ent- 
sprechen müssen; 

iv) er muß von den zuständigen Behörden des 
Drittlandes amtlich zugelassen worden sein; 

d) wenn es sich um Zucht- und Nutztiere handelt, 

während der letzten 30 Tage vor der Verladung ; 
in dem unter Buchstabe b) bezeichnoten Betrieb i 
gehalten worden sind; | 

c) durch amtliche oder amtlich anerkannte Ohr- | 
marken gekennzeichnet sind, an deren Stelle bei | 
Schweinen ein dauerhafter, die Identifizierung ; 
sichernder Stempel auf druck treten kann; j 

f) unmittelbar vom Betrieb zur Verladestelle oder 

im Fall des Auftriebs auf einem Markt vom Be- 
trieb zum Markt und von dort zur Verladestelle ; 
befördert worden sind, und zwar j 

i) abgesondert von allen anderen Klauentieren 
mit Ausnahme der Rinder und Schweine, die 
den für die Einfuhr geltenden Bedingungen 
entsprechen; 

ii) getrennt nach Zucht- und Nutztieren und 
nach Schlachltieren; 

iii) in vorher gereinigten und mit einem vom 

Internationalen Tierseuchenamt zugelas- 
senen Mittel desinfizierten Transportmitteln, 
Behältern und gegebenenfalls unter Ver- ' 
Wendung ebenso behandelter Anbindevor- j 
riditungen; j 

g) nach Maßgabe des Buchstaben f) von der Ver- ' 

ladestelle aus, die iin Mittelpunkt einer seuchen- 
freien Zone liegt, zum Transport ins Bestim- i 
mungsland verladen worden sind; : 

h) nach der Verladung unverzüglich und unmittel- ; 

bar an das Bestimmungsland abgesandt worden ! 
sind. ; 


(2) Soweit der Auftrieb untcu’ Beachtung der Vor- 
. Schriften des Absatzes 1 Buchstabe f) erfolgt, kön- 
: nen Rinder und Schweine auch, bevor sie vom Be- 
: trieb oder Markt zur Verladestelle gebracht werden, 
auf einem amtlich überwachten Sammelplatz auf- 
getrieben werden, wenn dieser die für den Markt 
gemäß Absatz 1 Buchstabe c) festgelegten Bedin- 
! gungen erfüllt. 

j (3) Die Zeit des Auftriebs von für die Einfuhr be- 
I stimmten Rindern und Schweinen außerhalb des 
Betriebes, namentlich auf dem Markt, dem Sammel- 
platz oder der Verladestelle selbst, ist auf die in 
Absatz 1 Buchstabe d) vorgesehene 30-Tage-Frist 
anzurechnen, sofern die Zeit 4 Tage nicht über- 
! schreitet. 

(4) Die Fristen des Absatzes 1 Buchstabe b) Unter- 
absätze ii) und iii) und des Artikels 2 Buchstabe o) 
beginnen, soweit die Zone oder der Betrieb wegen 
des Auftretens einer auf die betreffende Tierart 
übertragbaren Krankheit amtlich angeordneten 
Sperrmaßnahmen unterworfen war, erst von dem 
Zeitpunkt an zu laufen, zu dem diese Sperrmaß- 
nahmen amtlich aufgehoben wurden. 

Artikel 4 

Unbeschadet des Artikels 3 lassen die Mitglied- 
staaten nur die Einfuhr von Zucht- und Nutzrindern 
zu, die 

a) spätestens 15 Tage oder frühestens 4 Monate 
vor der Verladung gegen die Maul- und Klauen- 
seuchetypen A, O und C mit einem von der zu- 
ständigen Behörde des Drittlandes zugelassenen 
und geprüften Impfstoff, der auf der Grundlage 
inaktivierter Viren hergestellt ist, schutzgeimpft 
worden sind; 

b) aus einem amtlich anerkannten tuberkulose- 
freien Rinderbestand stammen; 

c) aus einem amtlich anerkannten brucellosefreien 
Rinderbestand stammen; 

d) vor der Verladung einer Untersuchung durch 
einen amtlichen Tierarzt unterzogen worden 
sind, die ergeben haben muß, daß 

i) die Tiere tuberkulosefrei sind, insbesondere 
bei einer nach den Bestimmungen der An- 
lagen I-A und -B durchgeführten intrader- 
malen Tuberkulinprobe negativ reagiert 
haben; 

ii) die Tiere brucellosefrei sind, insbesondere 
bei einer nach den Bestimmungen der An- 
lagen I-A und -C durchgeführten Blutserum- 
agglutination einen Titer von weniger als 
30 Internationalen Agglutinationseinheiten 
pro Milliliter aufgewiesen haben; 

iii) die Tiere, wenn es sich um milchgebende 
Rinder handelt, frei von klinischen Zeichen 
einer Euterenlzündung sind; ferner darf eine 
nach den Bestimmungen der Anlage I-D 
durchgeführten Milchanalyse weder zur 
Feststellung von Anzeichen eines charakter- 
istischen Entzündungszustandes noch zur 
Feststellung spezifisch pathogener Keime ge- 
führt haben. 


5 



Drucksache V/11 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


A r 1 i k o 1 5 

Unbeschadet des Artikels 3 lassen die Mitglied- 
staaten nur die Einfuhr von Zucht- und Niitz- 
schweinen zu, die 

a) aus einem brucellosefreien Schweinebestand 
stammen; 

b) vor der Verladung einer Untersuchung durch 
einen amtlichen Tierarzt unterzogen worden 
sind, die ergeben haben muß, daß die Tiere 
brucellosefrei sind, insbesondere bei einer nach 
den Bestimmungen der Anlagen I-A und -C 
durchgeführten Blutserumagglutination einen 
Titer von weniger als 30 Internationalen Agglu- 
tinationseinheiten pro Milliliter aufgewiesen 
haben; die Durchführung der Blutserumagglu- 
tination ist nur bei Schweinen erforderlich, die 
mehr als 25 kg wiegen. 

Artikel 6 

Unbeschadet des Artikels 3 lassen die Mitglied- 
staaten nur die Einfuhr von über 4 Monate alten 
Schlachtrindern zu, die 

a) spätestens 15 Tage oder frühestens 4 Monate vor 
der Verladung gegen die Maul- und Klauen- 
seuchetypen A, O und C mit einem von der zu- 
ständigen Behörde des Drittlandes zugelassenen 
und geprüften Impfstoff, der auf der Grundlage 
inaktivierter Viren hergestellt ist, schutzgeimpft 
worden sind; bei wiedergeimpften Rindern aus 
Drittländern, in denen diese Tiere jährlich schutz- 
geimpft und bei Auftreten der Maul- und Klauen- 
seuche systematisch abgeschlachtet werden, darf 
die Impfung jedoch bis zu 12 Monaten zurück- 
liegen; 

b) wenn sie nicht aus einem amtlich anerkannten 
tuberkulosefreien Rinderbestand stammen, nega- 
tiv auf eine vom amtlichen Tierarzt vor der 
Verladung nach den Bestimmungen der Anlagen 
I-A und -B durchgeführten intradermalen Tuber- 
kulinprobe reagiert haben; 

c) wenn sie weder aus einem amtlich anerkannten 
brucellosefreien noch aus einem brucellosefreien 
Rinderbestand stammen, bei einer vom amtlichen 
Tierarzt vor der Verladung nach den Bestimmun- 
gen der Anlagen I-A und -C durchgeführten 
Blutserumagglutination einen Titer von weniger 
als 30 Internationalen Agglutinationseinheiten 
pro Milliliter aufgewiesen haben. 

Artikel 7 

Unbeschadet der Artikel 3 und 6 verbieten die 
Mitgliedstaaten die Einfuhr von Schlachttieren, die 
im Rahmen eines von einem Drittland durchgeführ- 
ten Seuchentilgungsverfahrens ausgemerzt werden 
sollen. 

Artikel 8 

Ist ein Mitglicdstaat der Auffassung, daß ein zur 
Impfung von Zucht- und Nutzrindern und von 


Schlachtrindern, die älter als 4 Monate sind, gegen 
die Maul- und Klaiienseuchetypen A, O und C in 
einem Drittland verwendeter Impfstoff Mängel im 
Hinblick auf seine ITnschädlichkeit, Verträcjlichkeit 
oder Wirksamkeit aufweist, so unterrichtet er un- 
verzüglich hiervon die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten. Stellt sich heraus, daß ein solcher 
Mangel vorliegt, ist in dem Verfahren gemäß Arti- 
kel 30 ein Einfuhrverbot für solche Tiere auszu- 
sprechen, die mit diesem Impfstoff geimpft worden 
sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten lassen nur die Einfuhr von 
solchen Rindern und Schweinen zu, die 

a) wenn cs sich um Zucht- und Nutztiere handelt, 
seit mindestens 6 Monaten, 

b) wenn es sich um Schlachttiere handelt, seit min- 
destens 3 Monaten 

vor dem Versandtag im Hoheitsgebiet des versen- 
denden Drittlandes gehalten worden sind. 

Wenn diese Tiere jünger als 6 bzw. 3 Monate 
sind, müssen sie seit ihrer Geburt im Hoheitsgebiet 
des versendenden Drittlandes gehalten worden sein. 

Artikel 10 

(1) In dem Verfahren gemäß Artikel 30 kann be- 
stimmt werden, daß Vorschriften der Mitglied- 
staaten, die aufgrund der Artikel 4, 5, 6, 7 und 8 
erlassen worden sind, gegenüber einem Drittland 
nicht angewendet werden dürfen, wenn die beson- 
deren viehseuchenrechtlichen Verhältnisse in die- 
sem Drittland dies zulassen. 

Die Entscheidung kann vorsehen, daß die Mit- 
gliedstaaten besondere Garantien für einen ausrei- 
chenden viehseuchenrechtlichcn Schutz fordern müs- 
sen. 

(2) In den Fällen, in denen eine Entscheidung 
gemäß Absatz 1 ergeht, muß eine entsprechende 
Maßnahme gemäß Artikel 9 bis Absatz 1 der Richt- 
linie des Rats vom 26. Juni 1964 zur Regelung vieh- 
seuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 
zugunsten derjenigen Mitgliedstaaten getroffen wer- 
den, deren besondere viehseuchenrechtliche Verhält- 
nisse dies ebenfalls zulassen. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 1 ist in dem 
Verfahren gemäß Artikel 30 aufzuheben, wenn 

a) die viehseuchenrechtlichen Verhältnisse, die 
Grundlage der Entscheidung nach Absatz 1 
waren, sich so geändert haben, daß die Aufrecht- 
erhaltung der Entscheidung eine viehsouchen- 
rechtliche Gefährdung des Viehbestandes inner- 
halb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
darstellt, 

b) die nach Absatz 1 Satz 2 geforderten Garantien 
nicht erfüllt werden. 
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A r l i k e 1 11 

(1) Die Mitgliedstaaten verbieten die Einluhr 

a) von Rindern und Schweinen, die für eine der in 
der Anlage I-E aufgeführten Krankheiten emp- 
fänglich sind, aus Drittländern, in denen eine 
dieser Krankheit(m in einem Zeitraum von weni- 
als als 12 Monaten vor dem Tage der Verladung 
aufgetreten ist; 

b) von Rindiun und Schweinen, die für eine der in 
d("r Anlage 1-F aufgeführten Krankheiten emp- 
fänglich sind, aus DriUländern, in denen eine 
dieser Krankheiten in einem Zeitraum von weni- 
ger als 3 Monaten vor dem Tage der Verladung 
aufgetreten ist; 

c) von Rindern und Schweinen, die für eine der in 
der Anlage I-E aufgeführten Krankheiten nicht 
empfänglich sind, aus Drittländern, in denen eine 
dieser Krankheiten in einem Zeitraum von weni- 
ger als 3 Monaten vor dem Tage der Verladung 
aufgetreten ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten verbieten die Einfuhr von 
Rindern und Sch w' einen aus Drittländern, in denen 
mit den Erregern der in Anlage I-E genannten 
Krankheiten 7 ai wissenschaftlichen oder sonstigen 
Zvv'ecktm gc'arbeitet wird. 


Artikel 12 

In dom Verfahren gemäß Artikel 30 kann be- 
stimmt werdem, daß die Verbote auf der Grundlage 
des Artikels It hinsichtlich der räumlichen Geltung 
nur auf (unen Teil des veusendenden Drittlandes an- 
/uwendon sind oder daß die Verbote auf der Chuind- 
lage des Artikels 1! Absatz 1 hinsichtlich der zeit- 
lichen Geltung währemd (Muer kürzeren Frist gelten. 

Di(’ Entscheidung kann vorsehc'ii, daß die Mit- 
gliedstaaten bi'sondere Garantien für einen ausrei- 
chenden vit'hseuchc'nrechtlichen Schutz fordern 
müssen. 

A r t i k 0 ! 1 3 

(1) Wenn in einem Drittland andme als die in den 
Artikeln 3, 4, o, 6 und 1 1 genannten Tierseuchen 
oder schweren ansteckenden Tierkrankheiten auf- 
trelen, verbieten die Milgliedstaaten die Einfuhr 
von Rindern und Schweinen aus diesem Drittland 
oder lassen deren Einfuhr nur unten’ besonderen Be- 
dingungen zu, sow'eit durch die Einfuhr die Gefahr 
einer Einschleppung der Tierseuche oder der Tier- 
krankheit in das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates 
besteht. 

Dil' Mitgliedstaat (Ul teilen den anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission unverzüglich die in An- 
wendung des Absatzes 1 getroffenen Maßnahmen 
mit. Um zu einer einheitlichen Anwendung der von 
den Mitgli(Hlstaalen gegenüber dem betroffenen 
Drittland getroffemui Maßnahme zu gelangen, kön- 
ium diese Maßnahmen in dem Verfahren gemäß 
Artikel 30 überprüft und gc'gebeiuuifalls abgeändert 
werden. 


Artikel 14 

Bis zum Inkrafttreten etwaiger Vorschriften der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bleiben von 
dieser Richtlinie unberührt die Bestimmungen der 
Mitgliedstaaten 

a) für Rinder und Schweine, denen Antibiotika, 
oestrogene oder thyreostatische Stoffe zugoführt 
worden sind; 

b) zur Vorbeugung gegen Trichinen, jc^doch unter 
Berücksichtigung einer etwaigen systematischen 
Untersuchung aut Trichinose in Drittländern. 

Artikel 15 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen die Einfuhr von Rin- 
dern und Schweinen nur bei Vorlage eines von dem 
zuständigen amtlichen Tierarzt des versendenden 
Drittlandes ausgestellten Zertifikats zu. 

Das Zertifikat muß 

a) am Tage der Verladung ausgestellt worden sein, 

b) mindestens in den* Sprache des Bestimmungs- 
landes ausgestellt worden sein und 

c) geeignet sein, den Nachweis zu (U’bringen, daß 
die Rinder oder Schweine cl(m Bedingungen, die 
aufgrund dieser Richtlinie für die Einfuhr gelten, 
entsprechen. 

(2) In dem Verfahren gemäß Artikel 30 kann ein 
Muster für das Zertifikat festgelegt werden. 

.Artikel Hi 

(1) Die Milgliedstaaten tragen datür Sorge, daß 
Rinder und Schweine bei der Einfuhr an der Grenze 
ihres i loheiusg^uoicües einer vicdiscuchenrechtlichen 
Kontrolle (Einfuhrkontrollo) durch einen amtlichen 
Tieitirzl untinzogen w^erden. 

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß 
die Einfuhr von Rindern und Schweinen verboten 
wird, wenn die Einfuhrkontrolle gemäß Absatz 1 
ergibt, daß 

a) die Tiere oder das sie begleitende Zertifikat 
nicht den aufgrund dieser Richtlinie für die Ein- 
fuhr geltenden Bedingungen entsprechen oder 

b) die Tiere von einer schworen übertragbaren 
Krankheit befallen oder insoweit krankheits- 
oder ansteckungsverdächtig sind. 

(3) Das Zertifikat, das Rinder und Schweine bei der 
Einfuhr beghütet, ist nach der Einfuhrkontrolle 
durch Aufdruck eines Stempels nach Anlage III der- 
art zu kennzeichnen, daß die Freigabe zur Einfuhr 
oder die Ablehnung der Einfuhr deutlich erkennbar 
ist. 

A r l i k e 1 17 

Jedes Bestimmungsland trägt dafür Sorge, daß 
Schlachttiere aus Drittländern sofort nach ihrer An- 
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kunfl im Bestimmungsland zu einem amtlich zuge- 
lassenen Sdilachthüf gebracht werden. 

TEIL 11 

I 

Einfuhr von frischem Fleisch 
A r t i k e 1 18 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen nur die Einfuhr von ; 
frischem Fleisch zu, das 

a) in einem von dem jeweiligen Mitgliedstaat nach 

Artikel 23 Absatz 1 anerkannten Schlachthof j 
gewonnen worden ist; ! 

b) sofern es unter die Bestimmung des Artikels 24 i 

Absatz 2 fällt, in einem von dem jeweiligen Mit- ! 
gliedstaat nach Artikel 23 Absatz 1 anerkannten : 
Zerlegungsbetrieb zerlegt worden ist; I 

c) von einem Schlachttier stammt, das einer . 
Schlachtticruntersuchung nach Anlage 11 Kapi- j 
toi IV durch einen amtlichen Tierarzt unterzogen 
und hierbei für gesund befunden worden ist; 

d) in hygienisch einwandfreier Weise nach An- ' 
läge 11 Kapitel Y behandelt worden ist; 

e) einer Fleisdiimtcrsuchung durch einen amtlichen . 
Tierarzt nach Anlage II Kapitel VI unterzogen 
worden ist und keinerlei Abweichungen aufge- 
wiesen haben darf, mit Ausnahme von kurz vor . 
der Schlachtung entstandenen traumatischen Ver- 1 
letzungen oder von Mißbildung oder von örtlich 
begrenzten Abweichungen, soweit sich diese Ver- 
letzungen, Mißbildungen oder Abweichungen 
nicht nachteilig auf die Genußtauglichkeit des 
frischen Fleisches auswirken oder die mensch- 
liche Gesundheit nicht gefährden; 

f) einen Fleischuntersuchungsstempel nach An- ' 
läge II Kapitel VII trägt; 

g) nach der Fleischuntersuchung gemäß Buchstabe d) 
in von dem jeweiligen Mitgliedstaat nach Arti- 
kel 23 Absätze 1 und 2 anerkannten Schlacht- 
höfen, Zerlcgungsbetrieben oder Kühlhäusern in 
hygienisch einwandfreier Weise nach Anlage II 
Kapitel VllI gelagert worden ist; 

h) nach Anlage II Kapitel IX in hygienisch ein- 
wandfreier Weise in den jeweiligen Mitglied- 
staat befördert worden ist. 

(2) Bei der Fleischuntersuchung nach Absatz 1 
Budistabe e) kann sich der amtliche Tierarzt bei rein 
materiellen Arbeiten von besonders hierzu ausge- 
bildeten Hilfskräften unterstützen lassen. In dem 
Verfahren gemäß Artikel 30 können die Einzelheiten 
für diese Unterstützung festgelegt werden. 


Artikel 19 

(1) Die Mitgliedslaalen verbieten die Einfuhr von 
frischem F husch, das 

a) von Ebern und Kryptorchiden hei Schweinen 
stamm! : 


b) mit natürlichen oder künstlichen Farbstoffim ge- 
färbt worden ist; ausgenommen ist lediglich der 
nach Anlage II Kapitel VII für die Stempelung 
vorgeschriebene Farbstoff; 

c) von Tieren stamm!, bei dejitin Tuberkulose in 
irgendeiner Form oder eine oder mehrere 
lebende oder abgestorb(?ne Finnen festgestellt 
worden sind. 

(2) Die Milgliedstaalen verbieten ferner die Ein- 
fuhr folgender Produkte; 

a) Teile des Tierkörpers oder Nebenprodukte der 
Schlachtung, die kurz vor dem Schlachten er- 
littene Verletzung, Mißbildungen oder Abwei- 
chungen gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe e) 
auf weisen; 

b) Blut, das zur Verhinderung der Gerinnung mit 
chemischen Stoffen behandelt worden ist. 

Artikel 20 

Die Mitgiiedstaaten verbieten die Einfuhr von 
frischem Fleisch, das 

a) von Tieren stammt, die für eine in der An- 
lage I - E aufgeführlen Kreinkheiten empfänglich 
sind, wenn diese Krankheit in einem Zeitraum 
von weniger als 12 Monaten vor dem Tage der 
Verladung in dem Hoheitsgebiet des versenden- 
den Drittlandes aufgetreten ist; 

b) von Tieren stammt, die für eine in der An- 
lage I - F aufgeführten Krankheiten empfänglich 
sind, wenn diese Krankheit in einem Zeitraum 
von weniger als 3 Monaten vor dem Tage der 
Verladung in dem Hoheitsgebiet des versenden- 
den Drittlandes aufgetreten ist; 

c) von Tieren stammt, die nicht für eine in der 
Anlage I - E aufgeführten Krankheiten empfäng- 
lich sind, wenn diese Krankheit in einem Zeit- 
rcium von weniger als 3 Monaten vor dem Tage 
der Verladung in dem Hoheitsgebiet des ver- 
sendenden Drittlandes aufgetreten ist. 

Artikel 21 

ln dem Verfahren gemäß Artikel 30 kann be- 
stimmt werden, daß die Verbote auf der Grundlage 
des Artikels 20 nur auf einen Teil dos betroffenen 
Drittlandes anzuwenden sind oder daß sie während 
einer kürzeren Frist gelten. 

Die Entscheidung kann vorsehen, daß die Mil- 
gliedstaaten besondere Garantien für einen aus- 
reichend viehseuchonr(?ch!lichem Schutz fordern müs- 
sen. 

Artikel 22 

! (1) Wenn in einem DritÜand andere als die in 
: Artikel 20 genannten Tierseuchen oder schweren 
ansteckenden Tierkrankheiteu auftreten, verbieten 
die Mitgiiedstaaten die Einfuhr von frischem Fleisch 
aus diesem Drittland oder lassen die Einfuhr nur 
unter bc'sondereii Beding ungern zu, soweit durch die 
Einfuhr die Gefahr einer Einschleppung der Tier- 
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Seuche oder der Tierkrankheit in das Hoheitsgebiet ! 
dos Mitgliedstaates besteht. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission unverzüglich die 
in Anwendung des Absatzes 1 getroffenen Maß- 
nahmen mit. Um zu einer einheitlichen Anwendung 
der von den Mitgiiedstaaten gegenüber dem betrof- 
fenen Drittland getroffenen Maßnahmen zu gelan- 
gen, können diese Maßnahmen in dem Verfahren 
gemäß Artikel 30 überprüft und gegebenenfalls 
abgeändert werden. 

Artikel 23 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen die Anerkennung 
eines Schiachthofes oder Zerlegungsbetriebes eines 
Drittlandes nur vor, wenn 

a) der Schlachthof oder der Zerlegungsbetrieb den 
Voraussetzungen der Anlage II Kapitel I, II, III 
entspricht; 

b) die zuständigen Behörden des Drittlandes den 
Schlachthof oder den Zerlegungsbetrieb amtlich 
zugelassen und ihm eine Veterinärkontrollnum- 
mer gegeben und diese dem jeweiligen Milglied- 
staat mitgeteilt haben; 

c) der Schlachthof oder der Zerlegungsbetrieb stän- 
dig von einem amtlichen Tierarzt des Drittlandes 
überwacht wird. 

(2) Bis zum Inkrafttreten etwaiger Vorschriften 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nehmen ; 
die Mitgliedstaaten die Anerkennung von Kühl- ; 
häusern in Drittländern unter den von ihnen festge- 
legten Voraussetzungen vor. 

(3) Die Mitgliedstaaten widerrufen die Anerken- 
nung von Schlachthöfen oder Zerlegungsbetrieben j 
gemäß Absatz 1 oder von Kühlhäusern im Sinne des j 
Absatzes 2, wenn die jeweiligen Voraussetzungen 
für die Anerkennung nicht mehr gegeben sind. 

(4) Die Mitgliedstaaten teilen die Anerkennung 
und die Widerrufe unverzüglich der Kommission 
und den anderen Mitgliedstaaten mit. Die Kommis- 
sion veranlaßt die Veröffentlichung einer Liste aller 
Schlachthöfe, Zerlegungsbetriebe und Kühlhäuser, 
die von den Mitgliedstaaten anerkannt worden 
sind, sowie jeder Änderung dieser Liste im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften. 

Artikel 24 


Artikel 25 

(1) Bis zum Inkrafttreten etwaiger Vorschriften der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und vorbe- 
haltlich des Artikels 19 bleiben von dieser Riditlinie 
die Bestimmungen der Mitgliedstaaten unberührt, 
die 

A. die Einfuhr folgender Erzfuign is.se in ihr Hoheits- 
gebiet verbieten oder beschränken: 

a) Nebenprodukte der Schlachtung, die vom 
Tiorkörper abgetrennt sind; 

b) frisches Fleisch von Einhufern; 

B. sich auf die Behandlung der Schlachttiere mit 
Stoffen beziehen, die geeignet sind, dem frischen 
Fleisdi eine für die Gesundheit des Menschen 
schädliche oder bedenkliche Eigenschaft zu ver- 
leihen, wie Antibiotika, oestrogene und thyreo- 
statische Stoffe oder Zartmacher; 

C. sich auf den Zusatz von Fremdstoffen zu frischem 
Fleisch und seine Behandlung mit ionisieremden 
oder ultravioletten Strahlen beziehen. 

(2) Unberührt von dieser Richtlinie bleiben die Be- 
stimmungen der Mitgliedstaaten, die die Unter- 
suchung von frischem Schweinefleisch auf Trichinen 
betreffen. 

(3) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß 
Regelungen im Sinne der Absätze 1 und 2 für Dritt- 
länder nicht günstiger sind als die Regelungen, die 
sie auf diesen Gebieten gegenüber den ancku'en 
Mitgliedstaaten getroffen haben. 


Artikel 26 

(1) Die Mitgliedstaaten lassen die Einfuhr von 
frischem Fleisch nur bei Vorlage eines von dem zu- 
ständigen amtlichen Tierarzt des versendenden Dritt- 
landes ausgestellten Zertifikats zu. Das Zertifikat 
muß 

a) mindestens in der Sprache d(?s Bestimmungs- 
landes ausgest(illt worden sein und 

b) geeignet sein, den Nachweis zu erbringen, daß 
das frische Fleisch den Bedingungen, die auf- 
grund dieser Richtlinie für die Einfuhr gelten, 
entspricht. 

(2) In dem Verfahren gemäß Artikel 30 kann ein 
Muster für das Zertifikat festgelegt werden. 


(1) Die Mitgliedstaaten lassen nur die Einfuhr von 
ganzen Tierkörpern, von Hälften und Vierteln des 
Tierkörpers unter der Bedingung zu, daß die Zusam- 
mengehörigkeit der Tierkörperteile, die von einem 
Tierkörper stammen, festgestellt worden ist. 

(2) In dem Verfahren gemäß Artikel 30 kann ein(?m 
oder mehreren Mitgliedstaaten gestattet werden, 
Tierkörperteile in Abweichung von Absatz 1 einzu- 
führen, sofern sie die gleiche Regelung auch gegen- 
über den anderen Mitgliedstaaten anwenden. 


Artikel 27 

I (1) Die Mitgiiedstaaten tragen dafür Sorge, daß 
frisches Fleisch bei der Einfuhr einer Fleischunter- 
suchung (Einfuhrkontrolle) durch einen amtlichen 
Tierarzt unterzogen wird. 

(2) Die Mitgiiedstaaten verbieten die Einfuhr von 
I frischem Fleisch, wenn die Einfuhrkontrolle gemäß 
[ Absatz 1 ergibt, daß 


9 



Drucksache V/11 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


a) das frische Fleisch oder das es begleitende 
Zertifikat nicht den für die Einfuhr geltenden 
Bedingungen dieser Richtlinie entspricht oder 

b) das frische Fleisch untauglich zum Genuß für 
Menschen ist. 

(3) Das Zertifikat, das das frische Fleisch bei der 
Einfuhr begleitet, ist nach der Einfuhrkontrolle 
durch Aufdruck eines Stempels nach Anlage III der- 
art zu kennzeichnen, daß die Freigabe zur Einfuhr 
oder die Ablehnung der Einfuhr deutlich erkennbar 
ist. 

TEIL TU 

Gemeinsame Vorschriften 
Artikel 28 

Die Mitgliedstaaten stellen ein Verzeichnis der 
für die Einfuhr von Rindern und Schweinen sowie 
von frischem Fleisch zugelasscncn Grenzübergangs- 
stellen und Auslandsfleischbeschaustellen auf, die 
sie der Kommission mitteilen. Die Kommission ver- 
anlaßt die Veröffentlichung der Listen im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften. 

Artikel 29 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission unverzüglich die auf 
Grund der Artikel 11 und 20 ausgesprochenen Ver- 
bote unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe 
mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen in den Fällen, in 
denen eine Ausnahmegenehmigung nach Artikel 12 
oder Artikel 21 erteilt werden soll, der Kommis- 
sion auf ihren Antrag alle Informationen über die 
vichseuchenrechtlichen und gesundheitlichen Ver- 
hältnisse des betreffenden Drittlandes mit, insbeson- 
dere, was den Seuchenstancl, die Seuchenbekämp- 
fung und die Organisation der veterinärrechtlichen 
Kontrolle in diesem Land betrifft. 

(3) Um weitere Informationen im Sinne des Ab- 
satzes 2 zu erhalten, kann sich die Kommission an 
das Internationale Tierseuchenamt und die Welt- 
gesundheitsorganisation wenden. 

Artikel 30 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaatcs den durch die Ent- 
scheidung des Rats vom . . . eingesetzten Veteri- 
när-Ausschuß, im folgenden „Ausschuß" genannt. 

(2) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trags gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 


(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmT zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschusses, 
so werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach die- 
ser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 31 

In die Richtlinie des Rats vom 26, Juni 1964 zur 
Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Flandelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen ist folgender Artikel 9 bis einzufügen: 

„Artikel 9 bis 

(1) Soweit die besonderen viehseuchenrechtlichen 
Verhältnisse in einem Mitglicdstaat dies zulassen, 
kann in dem Verfahren gemäß Artikel 30 der Richt- 
linie des Rats vom . . . zur Regelung viehseuchen- 
rechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Ein- 
fuhr von Rindern und Schweinen und von frischem 
Fleisch aus Drittländern bestimmt werden, daß 
nationale Vorschriften der übrigen Mitgliedstaaten, 
die auf Grund dieser Richtlinie erlassen worden 
sind, gegenüber diesem Mitgliedslaat nicht ange- 
wendet werden dürfen. Zugleich können für einen 
ausreichenden viehseuchenrechtlichen Schutz beson- 
dere Garantien gefordert werden. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 ist in denn dort 
genannten Verfahren aufzuheben, wenn die vieh- 
seuchcnrechtlichen Verhältnisse, die Grundlage der 
Entscheidung nach Absatz 1 waren, sich so geändert 
haben, daß die Aufrechterhaltung der Entscheidung 
eine viehseuchenrechtliche Gefährdung des Vieh- 
bestandes innerhalb der EWG darstellt." 

Artikel 32 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem durch diese 
Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beabsichti- 
gen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu 
Stellung nehmen kann. 

Artikel 33 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die cuforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie und ihren Anlagen bis zum 31. De- 
zember 1965 nachzukommen, und setzen die Kom- 
mission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 
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Sie setzen t)is zu dem gleichen Zeitpunkl di(^ 
(uforderlichen Vorschriften in Kraft, um dem von 
dieser Richtlinie in die in Artikel 31 genannte Richt- 
linie eingefügten Artikel 9 bis nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

(2) Zu dem in Absatz 1 bestimmten Zeitpunkt 
treten Artikel 11 der Richtlinie des Rats vom 
26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen und Artikel 9 der 
Richtlinie des Rats vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Flandelsverkehr mit frischem Fleisch außer 
Kraft. 

Artikel 34 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anlage I - A 


I. Tuberkulosefreie Rinder und Rinderbestände 


1. Als tuberkulosefrei gilt ein Rind, das keine kli- j 

nischen Tuberkuloseerscheinungen aufweist, auf 
eine frühestens 30 Tage vor der Verladung nach : 
den Bestimmungen der Anlage I - B durchge- 
tührte intradermale Tuberkulinprobe negativ rea- 
giert hat, keine imspezifischen Reaktionen auf- i 
weist und einen amtlich anerkannten tuberku- , 
losefreien Rindcnbestand im Sinne der Nummer 2 i 
angehört. i 

2. Als amtlich anerkannter tuberkulosefreier Rin- 
derbestand gilt ein Bestand, in dem 

a) alle Rinder frei von klinischen Tuberkulose- 
erscheinungen sind; 

b) alle über 6 Wochen alten Rinder auf minde- 
stens zwei, nach den Bestimmungen der An- 
lage I-B amtlich durchgeführte intradermale 
Tuberkulinproben negativ reagiert haben, von 


denen die erste 6 Monate nach der Sanierung 
des Bestandes, die zweite nach weiteren 6 
Monaten und die folgenden im Abstand von 
jeweils einem Jahr oder, wenn es sich um 
Drittländer handelt, in denen sämtliche Rin- 
derbestände unter amtstierärztlicher Kon- 
trolle stehen und der Tuberkulose-Infektions- 
satz dieser Rinderbestände l^/o nicht über- 
steigt, im Abstand von jeweils zwei Jahren 
durchgeführt worden sind; 

c) sich keine Rinder befinden, die ohne Vorlage 
einer amtstierärztlichen Bescheinigung aufge- 
nommen worden sind, aus der hervorgeht, 
daß sie auf die Tuberkulinprobe im Sinne der 
Anlage I - B Nummer 20 Buchstabe a) negativ 
reagiert haben und aus einem amtlich aner- 
kannten tuberkulosefreien Rinderbestand 
stammen. 


II. Briicellosefreie Rinder und Schweine und Rinder- und Schweinebestände 


A. Rinder und Rinderbestände 

1. Als brucellosefrei gilt ein Rind, das keine klini- 
schen Brucolloseerscheinungen aufweist, bei 
einer frühestens 30 Tage vor der Verladung nach 
den Bestimmungen der Anlage I - C durchgeführ- 
ten Blutserumagglutination einen Titer von we- i 
niger als 30 Internationalen Agglutinationsein- 
heiten pro Milliliter (lE'ml) aufgewiesen hat 
und einem amtlich anerkannten brucellosefreien 
Rinderbestand im Sinne der Nummer 2 angchört. 
Bei Stieren darf darüber hinaus die Spermaflüs- 
sigkeit keine Brucelloseagglutinine enthalten. 

2. Als amtlich anerkannter brucellosefreier Rinder- 
bestand gilt ein Bestand, in dem 

a) sich keine mit einem Lebendimpfstoff gegen 
Brucellose schutzgeimpften Rinder befinden; 

b) alle Rinder seit mindestens 6 Monaten keine 
klinischen Brucelloseerscheinungen aufgewie- 
sen haben; 

c) alle über 12 Monate alten Rinder 

aa) bei zwei im Abstand von 6 Monaten nach 
den Bestimmungen der Anlage I- C amt- i 
lieh durchgeführten Blnlserumagglutina- | 
tionen einen Titer von weniger als j 
30 IE /ml aufgewiesen haben; die erste 
Blutserumagglutination kann durch drei 
im Abstand von 3 Monaten durchgeführte 
Kannenmilch-Ringteste unter der Voraus- 
setzung ersetzt werden, daß die zweite 
Blutserumagglutination frühestens 6 Wo- 


chen nach dem dritten Kannenmilch-Ring- 
test durchgeführt wird; 

bb) jährlich auf Brucellosefreiheit durch drei 
im Abstand von mindestens 3 Monaten 
durchgeführte Kannenmilch-Ringteste 
oder durch zwei Milch-Ringteste und eine 
Blutserumagglutination im Abstand von 
mindestens 3 Monaten überprüft werden; 
läßt sich ein Kannenmilch-Ringtest nicht 
durchführen, so sind jährlich zwei Blut- 
serumagglutinationen im Abstand von 
6 Monaten vorzimehmen; in Drittländern, 
in denen sämtliche Rinderbestände unter 
amtstierärztlicher Kontrolle stehen und 
der Brucellose-Infektionssatz dieser Rin- 
derbestände iVo nicht übersteigt, genügen 
jährlich zwei Milchringteste; lassen sich 
diese nicht durchführen, so ist eine Blut- 
serumagglutination vorzunehmen; 

d) sich keine Rinder befinden, die ohne Vorlage 
einer amtstierärztlichen Bescheinigung aufge- 
nommen worden sind, aus der hervorgeht, 
daß sie bei einer frühest 30 Tage vor ihrer 
Aufnahme in diesen Bestand durchgeführten 
Blutserumagglutination einen Titer von weni- 
ger als 30 IE ml aufgewiesen haben und dar- 
über hinaus aus einem amtlich anerkannten 
brucellosefreien Rinderbestand stammen. 

3. Als brucellosefreier Rinderbestand gilt ein Be- 
stand, in dem 

a) in Abweichung von Nummer 2 Buchstabe a) 
die Rinder im Alter zwischen 5 und 8 Monaten 
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schutzgeimpft werden, jedoch ausschließlich 
mit dem Leihend Impfstoff Buck 19; 

b) alle Rinder die unter Nummer 2 Buchstaben 2. 
b), c) und d) vorgesehenen Bedingungen er- ; 
füllen, wobei jedoch unter 30 Monate alte | 
Rinder bei negativer Koplementbindungsre- 
aktion einen Agglutinationstiter von 30 IE/ ml : 
oder mehr, jedoch weniger als 80 IE ml auf- 
weisen können. 


B. Schweine und Schweinebestände 

1. Als brucellosefrei gilt ein Schwein, das keine kli- 
nischen ßrucelloseerscheinungen aufweist, bei 
einer frühestens 30 Tage vor der Verladung nach 
den Bestimmungen der Anlage I - C durchgeführ- 
ten Blutserumagglutination einen Titer von we- 
niger als 30 lE/ml und eine negative Komple- 
mentbindungsreaktion aufgewiesen hat sowie 
einem brucellosefreien Bestand im Sinne der 
Nummer 2 angehört; die Blutserumagglutination 


wird nur bei Schweinen mit einem Gewicht von 
mehr als 25 Kilogramm durchgeführt. 

Als brucellosefreier Schweinebestand ist ein Be- 
stand anzusehen, 

a) in dem seit mindestens einem Jahr Schweine- 
brucellose amtlich nicht festgestellt worden 
ist oder keine Anzeichen aufgetreten sind, die 
amtlich zur Feststellung des Verdachts von 
Schweinebrucellose geführt haben, oder, 
wenn ein solcher Verdacht amtlich festgestellt 
worden ist, durch eine klinische und eine bak- 
teriologische sowie gegebenenfalls eine sero- 
logische Untersuchung unter amtlicher Auf- 
sicht der Nachweis erbracht worden ist, daß 
dieser Verdacht nicht gerechtfertigt war; 

b) der sich im Mittelpunkt einer Zone mit einem 
Durchmesser von 20 km befindet, in der seit 
mindestens einem Jahr kein Fall von Schwei- 
nebrucellose amtlich festgestellt worden ist; 

c) in dem gleichzeitig im Betrieb gehaltene Rin- 
der amtlich als brucellosefrei anerkannt wor- 
den sind. 
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Anlage I - B 


Bedingungen für die Herstellung und Verwendung der Tuberkulose 


1. Die amtlich kontrollierten Tuberkulinproben 

sind mit dem Tuberkulin PPD (bovin) oder dem 
auf synthetischem Nährboden durch Hitzekon- 
zentralion gewonnenen Tuberkulin durchzufüh- 
ren. ■ 

2. Für die Prüfung des Tuberkulins PPD ist ein 
Substandard zu verwenden, der dem vom Staa- : 
tens Seruminstitut in Kopenhagen ausgegebe- : 
nen Internationalen Standard des PPD ent- 
spricht. 

3. Für die Prüfung des sogenannten synthetischen | 

Tuberkulins ist ein Substandard zu verwenden, j 
der dem vom Staatens Seruminstitut in Kopen- | 
hagen ausgegebenen Internationalen Standard | 
des Alt-Tuberkulins (AT) entspricht. | 

4. Die Tuberkuline sind aus einem der nächste- | 

hend genannten bovinen Tuberkulosestämme , 
zuzubereiten; i 

a) An5 i 

b) Vallee 

c) Behring. ; 

5. Die Tuberkuline sind auf pH 6,5 bis pH 7 einzu- I 

stellen. ; 

6. Als Konservierungsmittel in Tuberkulinen ist 

ausschließlich Phenol in einer Konzentration 
von 0,5^/o zu verwenden. | 

7. Die Verwendungsdauer der Tuberkuline, die ; 
bei einer Temperatur von etwa -f 4^" C aufzube- ^ 
wahren sind, beträgt für: 

a) Tuberkulin PPD flüssig: 6 Monate, 

Tuberkulin PPD lyophilisiert: 5 Jahre; i 

b) sog. synthetisches Tuberkulin i 

unverdünnt; 5 Jahre, ^ 

verdünnt: 2 Jahre, i 

8. Die amtliche Prüfung ist entweder an den in | 

Einzelgefäße abgcfüllten verwendungsbereiten 
Tuberkulinen oder an der Gesamttuberkulin- | 
menge einer Charge vor dem Konditionieren ' 
durchzuführen, sofern die spätere Abfüllung in | 
Einzelgefäße in Gegenwart eines Vertreters der 
zuständigen Behörde erfolgt. | 

9. Die Prüfung der Tuberkuline hat durch biolo- 
gische Methoden und, sofern es sich um PPD ! 
handelt, darüber hinaus durch die chemische ' 
Methode zu erfolgen. 

I 

10. Die Tuberkuline müssen steril sein. ' 

11. Eine die Ungiftigkeit und das Fehlen von Reiz- 
eigenschaften betreffende Prüfung auf Verträg- 


lichkeit der Tuberkuline ist wie folgt durchzu- 
führen: 

a) Ungiftigkeit: die Prüfungen sind an Mäusen 
und Meerschweinchen nach folgendem Ver- 
fahren vorzunehmen: 

Mäuse: Zwei Mäusen im Gewicht von 16 — 
20 g sind 0,5 ml Tuberkulin unter die Haut 
zu spritzen. Zeigen die Tiere im Verlauf von 
zwei Stunden keine eindeutigen Vergiftungs- 
erscheinungen, so kann angenommen wer- 
den, daß der zulässige Phenolgehalt nicht 
überschritten ist. 

Meerschweinchen: Das Gewicht der Versuchs- 
tiere muß zwischen 350 und 500 g liegen. Die 
zu injizierende Tuberkulindosis hat 1 ml je 
100 g Lebendgewicht zu betragen. Im übri- 
gen ist die Prüfung wahlweise nach einem 
der nachstehenden Verfahren durchzuführen: 

aa) Das Tuberkulin wird zwei Meerschwein- 
chen unter die Bauchhaut gespritzt. Das 
Tuberkulin kann als verträglich angese- 
hen werden, wenn die so behandelten 
Tiere höchstens bis zum zweiten Tage 
ein starkes Infiltrat zeigen, das sich, ohne 
eine Nekrose zu erzeugen, am dritten Tag 
zurückbildet und nach dem sechsten 
Tage nicht mehr feststellbar ist. Kommt 
es zu Nekrosen der Bauchhaut oder ver- 
schwinden die Infiltrate nach sechs Ta- 
gen nicht, so ist das Tuberkulin zurück- 
zuweisen. 

bb) Die Tuberkulindosis wird zwei Meer- 
schweinchen in die Bauchhöhle gespritzt. 
Die Tiere werden 6 Wochen lang beob- 
achtet; in dieser Zeit dürfen sich weder 
spezifische Symptome noch ein Ge- 
wichtsverlust einstellen. Nach 6 Wochen 
werden die Tiere getötet, damit festge- 
stellt werden kann, daß keine tuberku- 
löse Veränderung aufgetreten ist; ins- 
besondere werden histologische Schnitte 
der Milz, der Leber und der Lungen 
untersucht. Ebenso wird mit jedem Tier 
verfahren, das vor dieser Frist verendet. 

b) Fehlen von Reizeigenschaften; Bei zwei 
Meerschweinchen ist eine intrakutane Injek- 
tion einer Dosis von 2500 Internationalen 
Tuberkulin-Einheiten (lE) in einer Menge 
von 0,1 ml in die vorher depilierte Flanken- 
haut durchzuführen. Nach 40 Stunden darf 
keinerlei Reaktion auftreten. 

12. Zur genauen Dosierung des Phenolgehalts und 
zur Prüfung auf das etwaige Vorhandensein 
eines anderen Konservierungsmittels ist eine 
chemische Analyse der Tuberkuline durchzu- 
führen. 
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13. Eine Prüfung der Tuberkuline auf Nichtsensibi- 
lisieriing isf auf folgernde Weise' durchzuführen: 

Drei noch nicht zu Vc'rsuchszwccken verwendete 
Meerschweinchen erhalten dreimal im Abstand 
von fünf Tagen eine intrakutane Injektion von 
500 IE in einer Lösung von 0,1 ml. Fünfzehn 
Tage später werden diese Meerschweinchen mit 
einer intrakutanen Einspritzung der gleichen 
Tuberkulindosis geprüft. Die Reaktion darf sich 
nicht von der Reaktion der noch nicht zu Ver- 
suchszwecken verwendeten Meerschweinchen 
des gleichen Gewichts unterscheiden, die zur 
Kontrolle mit der gleichen Dosis Tuberkulin ge- 
spritzt worden sind. 

14. Eine Prüfung auf Wirksamkeit ist nach der phy- 
sikalisch-chemischen Methode und nach den bio- 
logischen Methoden durchzuführen. 

a] Physikalisch-chemische Methode; Diese 
Methode gilt für PPD und beruht auf der 
Ausfällung der Tuberkulin-Proteine mit 
Trichlor-Essigsdure. Der Stickstoffgehalt 
wird durch Destillation im KJeldahl-Apparat 
bestimmt. Der Umrechnungsfaktor für den 
Gesaintsticksloff im PPD ist 6,25. 

b) Biologische Methoden: Diese Methoden gel- 
ten sowohl für die auf synthetischem Nähr- 
boden präparierten Tuberkuline wie für PPD 
und beruhen auf einem Vergleich der zu 
prüfenden Tuberkuline mit den als Maßstab 
dienenden Tuberkulinen. 

15. Der internationale Standard der AT enthält 
100 000 lE ml. 

16. Der Internationale Standard des PPD wird in 
lyophilisiertem Zustand ausgegeben: Eine IE 

0,00002 mg Tuberkulinprotein. Jede Ampulle 
enthält 2 mg Tuberkulinprotoin. 

17. a) Kontrolle der Wirksamkeit an Meerschwein- 

chen ; 

Es sind weiße Meerschweinchen mit einem 
Gewicht zwischen 400 und 600 g zu verwen- 
den. Die Versuchstiere müssen völlig gesund 
sein. Im Augenblick der Injizierung des Tu- 
berkulins ist durch Abtasten zu prüfen, ob 


der Miiskcütonus trotz der vorhergehfmdf'n 
Sensibilisierung normal geblieben ist. 

cui) Die Sensibilisic'i'ung der Meerschwein- 
chen hat durch experimentelle Infektion, 
herbeigeführt durch subkutane Injektion 
am Schenkel oder Nacken mit etwa 
0,5 mg lebenden Tuberkulosebakterien 
— aufgeschwemniL in physiologischer 
Kochsalzlösung - - zu erfolgen. 

bb) Die Wertbeinessung muß unabhängig 
von der angewandten Technik stets auf 
einem Vergleich des zu prüfenden Tu- 
berkulins mit dem als Standard dienen- 
den Tuberkulin beruhen; das Ergebnis 
ist in Internationalen Einheiten je ml 
(IE ml) auszudrücken. 

b) Kontrolle der Wirksamkeit am Rind: 

Sofern eine Kontrolle der Wirksamkeit am 
Rind durchgeführt wird, muß das zur Prü- 
fung gestellte Tuberkulin bei tuberkulösen 
Rindern die gleiche Reaktion auslösen, die 
durch die gleiche Dosis des Standard-Tuber- 
kulins iKM'vorge rufen wird. 

18. Die Tuberkulinisierung hat durch eine einzige 
intrakutane Injektion entwe^der am Hals oder 
an der Schulter zu erfolgen. 

19. Die zu injizierende Tuberkulindosis hat 5000 IE 
an PPD od('r an synthetischem Tuberkulin zu 
enth alten. 

20. Die Reaktion d('r intrakutanen Tuberkulinprobe 
ist nach 72 Stunden abzulesen und nach folgen- 
der Methode zu beurteilen: 

ii) negative Reaktion, wenn außer einer örtlich 
begrenzten Sch w(ü lang der Hautfalte von 
höchstens 2 mm keine klinischen Erscheinun- 
gf'U wie toigartige Konsistenz, Exsudation, 
Nekrose, Schmerz- oder Entzündungsreak- 
lion der regionalen Lymphgefäße und 
Lymphknoten feslgestellt werden; 

b) positive Reaktionen, wenn klinische Erschei- 
nungen der in Buchstabe a) genannten Art 
oder eine Schwellung der Hautfaltc von 
mehr als 2 mm festgestellt werden. 
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Rinderbrucellose 


A. Blutserumagglutination 


1. Der Substandard des Brucclloseserums hat sich 
auf das vom Vcterinary Laboratory, Weybridge/ 
Surrey, England, hergestellte Internationale 
Standardserum zu beziehen. In einer Ampulle 
Süll 1 ml lyophilisiertes Rinderbrucellose-Serum 
mit 1000 Internationalen Agglutinationseinhei- 
ten (IE) enthalten sein. 

2 . Der Gehalt an Brucelloseagglutininen in einem 
Serum ist in Internationalen Agglutinationsein- 
heiten (IE) auszudrücken (Beispiel: Serum X 

- 80 IE ml). 

8. Das Ablesen der Reaktionsergebnisse der Blut- 
serumlangsamngglutination im Reagenzröhr- 
chen ist bei 50 ^/o oder 75 ®/o Agglutination vor- 
zunehmen, wobei das verwendete Antigen in 
der gleichen Weise am Standardserum ein- 
gestellt worden sein muß. 

4. Für die Agglutinationsfähigkeit der einzelnen 
Antigone gegenüber dem Standardserum gelten 
folgende Toleranzen: 

Ablesung bei 50 Vo: 1/600 bis 1/1000 
Ablesung bei 75 Vo: 1/500 bis 1/750. 


5. Zur Herstellung des Antigens für die Blutserum- 
agglutinalion in Röhrchen (Langsam-Methode) 
sind die Stämme Weybridge, 99 und USDA 1119 
oder ein anderer Stamm gleicher Reaktionsfä- 
higkeit zu verwenden. 


6 . 


Der Nährboden für die Züchtung der Stämme 
im Laboratorium und für die Antigenherstellung 
ist so auszuwählen, daß Dissoziationserschei- 
nungen der Brucellosekeime (S — R) nicht geför- 
dert werden; vorzugsweise sind Nährböden auf 
Kartoffelbasis zu verwenden. 


I 


7. Die bakteriologische Emulsion ist in einer phy- 
siologischen Kochsalzlösung (NaCl 8,5 ^’oo) mit 
einem Phenolzusatz von 0,5 W anzusetzen; For- 
malin darf nicht verwendet werden. 


8 . 


Die Antigene können konzentriert geliefert j 
werden, sofern auf dem Flaschenetikett das er- ! 


forderliche Verdünnungsverhältnis angegeben 
ist. 

9. Für eine Blutserumagglutination sind jeweils 
mindestens 3 Verdünnungen herzustellen. Das 
verdächtige Serum ist so zu verdünnen, daß die 
an der Infektionsgrenze liegende Reaktion an 
dem mittleren Röhrchen abgelesen wird. Bei 
positiver Reaktion in diesem Röhrchen enthält 
das verdächtige Serum mindestens 30 lE/ml. 


Milch-Ringtest 

10. Die Proben sind jeweils für den Inhalt einer 
jeden Milchkanne des Betriebes durchzuführen. 

11. Zur Färbung des Antigens sind nur Haemotoxy- 
lin oder Tetrazolium zu verwenden, wobei Hae- 
motoxylin zu bevorzugen ist. 

12. Die Reaktion ist in Reagenzröhrchen mit einem 
Durchmesser von 8 bis 10 mm auszuführen. 

13. Die Reaktion ist mit 1 ml Milch festzustellen, 
dem 0,05 ml eines der gefärbten Antigene zu- 
zusetzen ist. 

14. Die Mischung von Milch und Antigen ist bei 
einer Temperatur von 37° C mindestens 45 und 
höchstens 60 Minuten lang im Brutschrank auf- 
zubewahren. 

15. Die Reaktion ist etwa 18 Stunden nach der 
Gewinnung der Milch auszuführen und nach fol- 
genden Kriterien zu beurteilen: 

a) negative Reaktion; Milch gefärbt und Rahm 
entfärbt; 

b) positive Reaktion: Milch und Rahm gleich- 
zeitig gefärbt oder Milch entfärbt und Rahm 
gefärbt. 

16. Der Probe darf kein Formalin zugesetzt wer- 
den. Als einzig zulässiges Zusatzmittel kann 
Quecksilberchlorid in einer 0,2 %o-Lösung ver- 
wendet werden, wobei Milch und Quecksilber- 
chloridlösung in einem Verhältnis von 10 : 1 
stehen müssen. 
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Anlage I - D 


Milchanalyse 


1. Jede Milchanalyse ist in amtlichen oder amtlich 
anerkannten Laboratorien vorzunehmen. 

2. Die Milchproben sind unter Beachtung folgender 
Bedingungen zu entnehmen: 

a) die Zitzen sind vorher mit 70^, oigem Alkohol 
zu desinfizieren; 

b) die Reagenzgläser sind während des Einfül- 
lens schräg zu halten; 

c) die Proben sind bei Beginn des Melkens, 
jedoch nicht von den ersten Strahlen jeder 
Zitze zu entnehmen; 

d) jedem Euterviertel ist eine Probe zu entneh- 
men, die nicht mit denen der anderen Viertel 
vermischt werden darf; 

e) jede Probe muß aus mindestens 10 ml Milch 
bestehen; 

f) ist ein Konservierungsmittel erforderlich, so 
ist 0,5®/oige Borsäure zu verwenden: 

g) jedes Reagenzglas ist mit einem Etikett zu 
versehen, das folgende Angaben enthalten 
muß; 

— Nummer der Ohrmarke oder sonstige | 
Kennzeichen des Tieres, 

— Bezeichnung des Euterviertels, 

— Tag und Uhrzeit der Entnahme; 

h) den Proben ist ein Begleitschein beizufügen, 
der folgende Angaben enthalten muß: 

— Name und Anschrift des amtlichen Tier- 
arztes, 

— Name und Anschrift des Eigentümers, 

— Kennzeichen des Tieres, 

— Stadium der Milchbildung. 

3. Die Milchanalyse darf frühestens 30 Tage vor 
der Verladung durchgeführt werden und muß 
stets eine bakteriologische Untersuchung sowie 
einen Whiteside-Test (WST) oder einen Cali- 
fornia-Mastitis-Test (GMT) umfassen. Beide Un- 
tersuchungen müssen vorbehaltlich nachstehen- 
der Bestimmungen zu einem negativen Ergebnis 
führen: 

a) Ist das Ergebnis der bakteriologischen Unter- 
suchung, auch wenn kein charakteristischer 


Entzündungszustand vorliegt, positiv, das Er- 
gebnis des WST (oder dos GMT) jedoch nega- 
tiv, so muß eine zweite bakteriologische 
Untersuchung frühestens nach 10 Tagen inner- 
halb der vorgenannten 30-Tage-Frist durch- 
geführt v/erden. Diese zweite Untersuchung 
muß folgendes ergeben: 

aa) Verschwinden der pathogenen Keime, 
bb) Nichtvorhandensein von Antibiotika. 

Darüber hinaus muß das Fehlen einer Ent- 
zündung durch die erneute Vornahme eines 
WST (oder GMT), der zu einem negativen 
Ergebnis führen muß, festgestellt werden. 

b) Fällt die bakteriologische Untersuchung nega- 
tiv, der WST (oder GMT) jedoch positiv aus, 
so ist eine vollständige cytologische Unter- 
suchung durchzuführen, die ein negatives Er- 
gebnis zeigen muß. 

4. Die bakteriologische Untersuchung muß umfas- 
sen; 

a) die Uberimpfung der Milch in der Petrischale 
auf Blutagar mit Ochsen- oder Hammelblut; 

b) die Uberimpfung der Milch auf T.K.T.- oder 
Edwards-Nährboden. 

Die bakteriologische Untersuchung muß auf die 
Feststellung aller Krankheitskeime ausgerichtet 
sein; sie darf sich nicht auf den Nachweis spezi- 
fisch-pathogener Streptokokken und Staphylo- 
kokken beschränken. Zu diesem Zweck ist die 
Identifizierung der verdächtigen auf den vorge- 
nannten durch Überimpfung erzielten Kulturen 
mit den klassischen Unterscheidungs verfahren 
der Bakteriologie durchzuführen, wie z. B. durch 
Verwendung des Shapman-Nährbodens zur Iden- 
tifizierung der Staphylokokken sowie der ver- 
schiedenen Auswahlnährböden zum Nachweis 
von Darmbakterien. 

5. Zweck der vollständigen cytologischen Unter- 
suchung ist der Nachweis eines etwa vorliegen- 
den charakteristischen Entzündungszustandes, 
unabhängig von jedem klinischen Symptom. 

Dieser Entzündungszustand ist dann erwiesen, 
wenn die Leukozytcnzählung nach dem Breed- 
Verfahren 1 Million Leukozyten pro ml erreicht 
und das Verhältnis von Mononuklearen zu Poly- 
nukleären unter 0,5 liegt. 
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Anlage I - E 


Lfd. 

Xr. 


Krankheit 


empfang liehe iiere 

Rinder Sduveinc^ Einhüter ; Schafe Ziegen 


1 Mauh und Klauenseuche, exotische Typen . . X >'s X 

2 Blauzunqe >: X X 

3 Rinderpest >' X 


4 Afrikanische Schweinepest X 

5 Ansteckende Schweinelähme 

(Teschener Krankheit) X 

6 Pferdepest X X 

7 Encephalomyelitis, hervorgerufen durch: ost- 

amerikanischen, westamerikanischen, vene- 
zolanischen oder japanischen Virus X 
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Anlage I - F 


Ltd. 

Nr. 


Krd nkheit 

Bolz 

Beschälseuche 

Schafpocken 

Ansteckende Lungenseuche 

Encephalomyelitis, übertragen durch: 

Pferde virus, falls sich diese Krankheit aus- 
breitet 


Rinder 


em})fdnglichc Tiere 
Schweine: Einhnter Schdfe 


X 


Ziegen 


X 
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Anlage II 


KAPtTFl T 


Bedingungen 

für die Anerkennung von Schlachthöfen | 

l. Schlachthöfe müssen über folgendes verfügen: : 

a) Stallungen, deren Größe zur Unterbringung i 
der Schlachttiere ausreicht; 

b) Schlachträume, deren Größe einen ordnungs- 
gemäßen Ablauf der Schlachtung ermöglicht 
und die mit einer besonderen Abteilung für 
das Schlachten von Schweinen versehen sind; 

c) einen Raum für das Entleeren und Reinigen 
von Mägen und Därmen; 

d) Räume für die Weiterverarbeitung von 
Mägen und Därmen; 

e) Räume für die Lagerung von Talg einerseits 
sowie von Häuten, Hörnern und Klauen 
andererseits; 

f) verschließbare Räume für die Unterbringung 

kranker und krankheitsverdächtiger Tiere, 
das Schlachten dieser Tiere sowie für die 
Lagerung vorläufig beschlagnahmten Flei- 
sches einerseits und endgültig beschlagnahm- 
ten Fleisches andererseits; | 

g) ausreichend große Kühlräume; | 

1 

h) einen ausreichend ausgestatteten verschließ- 

baren Raum, der nur dem tierärztlichen , 
Dienst zur Verfügung steht; sofern eine : 
Trichinenschau zwingend vorgeschrieben ist, | 
einen mit entsprechendem Gerät ausgestat- 
teten Trichinenschauraum; ■ 

i) Umklcideräume, Wasch- und Duschgelegen- | 
heiten sowie Toiletten mit Wasserspülung, 
die keinen direkten Zugang zu den Arbeits- 
räumen haben und in deren Nähe sich 
Waschgelcgenhciten befinden. Die Wasch- 
gelegenheiten müssen mit fließendem kalten 
und warmem Wasser, Rcinigungs- und Des- 
infektionsmitteln sowie nur einmal zu be- 
nutzenden Handtüchern ausgestattet sein; 

j) Einrichtungen, die jederzeit eine wirksame 
Durchführung der in dieser Richtlinie vorge- 
schriebenen tierärztlichen Untersuchung ge- 
statten; 

k) Einrichtungen zur Überwachung der Ein- 
und Ausgänge des Schlachthofes; 

l) eine ausreichende Unterteilung zwischen 
dem reinen und dem unreinen Teil der 
Schlachtanlagen; 

m) in den Schlachtanlagcn über 

— Fußböden aus wasserundurchlässigem, 
leicht zu reinigendem und zu desinfizie- 
rendem, nicht faulendem Material, die 
leicht geneigt und mit Rinnen versehen | 
sind, die zu abgedeckten, geruchssicheren ^ 
Abflüssen führen; 


— glatte Wände, die bis zu einer Höhe von 
mindestens 3 Metern mit einem hellen 
abwaschfesten Belag oder Anstrich ver- 
sehen und deren Ecken und Kanten abge- 
rundet sind; 

n) ausreichende Vorrichtungen zur Be- und 
Entlüftung sowie zur Entnebelung in den 
Schlachtanlagen; 

o) eine ausreichende natürliche und künstliche, 
Farben nicht verändernde Beleuchtung in 
den Schlachtanlagen; 

p) eine Anlage, die in ausreichender Menge 
nur Trinkwasser liefert, das unter Druck 
steht; 

q) eine Anlage, die in ausreichender Menge 
heißes Wasser liefert; 

r) eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, 
die den hygienischen Erfordernissen ent- 
spricht; 

s) in den Arbeitsräumen über ausreichende 
Einrichtungen zur Reinigung und Desinfek- 
tion der Hände sowie der Einrichtungsge- 
genstände und Arbeitsgeräte; 

t) eine Aufhängevorrichtung, die es ermög- 
licht, sämtliche Arbeitsgänge nach dem Be- 
täuben soweit wie möglich am frei hängen- 
den Tier auszuführen; wird die Enthäutung 
auf Schrägen durchgeführt, so müssen diese 
aus korrissionsfestem Material bestehen und 
so hoch sein, daß der Tierkörper den Boden 
nicht berührt; 

u) eine Hängebahn für den Transport des Flei- 
sches; 

v) Vorrichtungen zum Schutz gegen Insekten 
und Nagetiere; 

w) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, 
insbesondere Vorrichtungen für die Auf- 
nahme des Magen-Darm-Kanals, aus korro- 
sionsfestem, leicht zu reinigendem und zu 
desinfizierendem Material; 

x) einen besonders eingerichteten Platz für die 
Dunglagerung; 

y) Standplätze und ausreichende Einrichtungen 
zum Reinigen und Desinfizieren der Fahr- 
zeuge. 

KAPITEL II 

Bedingungen 

für die Anerkennung von Zerlegungsbetrieben 

2. Zerlegungsbetriebe müssen über folgendes ver- 
fügen : 

a) Raume für die Zerlegung von Fleisch, die 
von den anderen Räumen durch Wände ge- 
trennt sind; 
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b) ausreichend große Kühlräume; ' 

c) einen ausreichend ausgestatteten verschließ- 
haren Raum, der nur d(un tierärztliclien ■ 
Dienst zur Verfügung steht; 

d) Umkleideräiime, Wasch- und Duschgelegen- i 

luüten sowie' Toüette'u mit Wasserspülung, I 
die keinen direkten Zugang zu den Arbeits- i 
räumen haben und in deren Nähe sich : 
VV^aschgelcgenheiten befinden. Die Wasch- ! 
gelegenheiten müssen mit fließendem kaltem | 
und warmem Wasser, Reinigungs- und Des- ^ 
infektionsmittein sowie nur einmal zu benut- I 
zendc'u Handtüchern ausgeslattet sein; i 

e) in den Zerlegungsi äumen über ; 

— Fußböden aus wasserundurchlässigem, ! 

leicht zu reinigendem und zu desinfizie- | 
rendeni, nicht faulendem Material, die j 
leicht geneigt und mit Rinnen versehen ; 
sind, die zu abgedeckten, geruchsicheren , 
Abflüssen führen; | 

glatte Wände, die bis zu einc'r Höhe von j 
mindesltms 2 Metern mit einem hellen, 1 
abwaschtesten Belag oder Anstrich ver- | 
sehen und deren Ecken abgerundet sind; | 

f) Kühlanlagen auch in d('n Zerlegungsräumen, ; 
die gewährleisten, daß die. Innentemperatur 
des Fhusches • 7 (1 nii'mals übersteigt; 

g) eine ausreichende Vorrichtung zur Bo- und 
Entlüftung in d('n Zerlegungsräumen; 

h) ein(' ausreichenck' natürliche und künstliche, 
Farbt'u nicht vm'ändfornde Beleuchtung in 
drur Z('riegungsräum('n ; 

i) ('ine Anlage, cli(' in ausrcdcliendcu' Mengt' 
nur Tiinkwasstu' licdert, decs unter Druck 
steht : 

i) v'iwc .An lagt', clit' in ausi t'icht'iitlt'i' Mengt' 
lu'ißt'S Wasst'r lieU'rt; 

k) eint' Anlagt' zur Abieituntj von Abweisser, 
die den h vqienischt'n Erfordernissen ent- 
spricht; 

l) in den Zt'rlt'gmngsi äumen u!)er ausreicht'ncie 
Einrichtungen zur Reinigung und Desinfek- 
tion ck'r Häntk' sowie cJ 'i Eiiiricht ungsgt'gen- 
ständt' und Arbei tscjeräte; 

in) Vorrichtungen zum Schutz gegen Insekten 
und Nagetieie; 

n) Einricht ungsgegt'nstände und Arbeitsgeräte, 
insbesondere Tische mit auswechselbaren ' 
Schneidebrettern, Behältnisse, Transportbän- 
der und Sägen, aus korrosionsfestem, leicht 
zu reinigendem und zu desinfizierendem 
Material. ^ 

KAPITEL llf 

Hygienevorschriften für Personal, Räume, Einrich- | 
tiingsgegenstände und Arbeitsgeräte in Schlacht- 
höfen und Zerlegungsbetrieben 

d. Pt'isonal, Räume, Einrichtungsgegenständt' und 

Arbeitsgt'i äle imisstm ständig peinlich saidrt'r 

st'in: 

a) Das Pt'rsonal hat insbesonclert} saubere Ar- 
beitskleidung und eint' saubere Kopfbedek- 


kung sowie erforderlichenfalls einen Nacken- 
schutz zu tragen. Personen, die mit kranken 
Tieren oder infiziertem Fleisch in Berührung 
gekommen sind, haben unverzüglich Hände 
und Arme mit warmem AVasser gründlich zu 
waschen und dann zu desinfizieren. In den 
Arbeits- und Lagerräumen darf nicht ge- 
raucht werdt'U; 

b) Hunde, Katzen, Kaninchen und Geflügel sind 
von Schlachthöfcn und Zerlegungsbetrieben 
lernzuhalten; Nagetiere, Insekten und ande- 
res Ungezieft'r sind systematisch zu be- 
kämpfen; 

c) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, 
die bei dtu* Fleischbearbeitung verwendet 
werden, sind in einwandfreiem und saube- 
rem Zustand zu halten. Sie sind mehrmals 
im Laufe sowie am Ende eines Arbeitstages 
und bei Verunreinigung — insbesondere 
mit Krankheitserregern - vor ihrer Wieder- 
verwendung sorgfältig zu reinigen und zu 
desinfizieren. 

4. Räume und Einrichtungsgegenstände dürfen nur 
für das Schlachten sowie das Zerlegen und Be- 
arbeiten von Fk'isch verwendet werden. Ar- 
lieitsgtu'äte für dit' Fleischzerlcgiing dürfen nur 
zu diesem Zweck benutzt werden. 

f). Das FIt'isch darf nicht mit dem Fußbock'n in Be- 
rührung kommen. 

b. Dit' Vt'rwendung von Reinigungs-, Desinfek- 
tions- und Schädlingsbt'kämpfungsmitteln darf 
dit' G('nußtaugli(hk('it des Fk'isches nithl beein- 
trächtig t'n. 

7. Pt'rsont'n, dit' das Fk'isch mit Krankheilskeimen 
ml izit'rt'ii können, diirlt'n beim Ikhlachten so- 
wit' bt'irn Zerletjt'n, Bearbt'iten und sonstigen 
Bt'imndeln \'on Fleisch nicht mit wirken; dieses 
\k'r bot gill i iisbt'sond t're tür Pt'rsont'n, die 

a) cm 'Lyphus cd)dominalis, Paratyphus A und 
B, Futerilis intc'cliosa (Salmonellose') Ruhr, 
Ikcnatitis ink't tiosa oder Scharlach erkrankt 
oder t'iner dieser Krank heilen verdächtig 
sind oder Träger der Erreger dieser Krank- 
heiten sind; 

b) an anstc'ckungslälügt'r Tuberkulose erkrankt 
oder dieser Krankheit verdächtig sind; 

c) an einer ansteckenden Hautkrankheit leiden 
oder einer solchen verdächtig sind; 

(1) gleichzeitig eine Tätigkeit ausüben, durch 
die Krankheitserreger auf FIt'isch übertra- 
gen werden können; 

e) einen Verband an den Händen tragen, mit 
Ausnahmt' c'incs Plastik verbandes zum 
Schutz einer trischen nicht infizierten Finger- 
wunck', 

ö. Ikci den ik'isonen, dit' mit Ivieiscli in Berührung 
kommen, ist durch ein ärztliches Gesundheits- 
zeugnis nachzuweisen, daß ihrer Tätigkeit nichts 
t'ntgegensteht. Das Gesundheitszeugnis ist jedes 
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.idhr oder jedei-zc^it aut Anforderung des amt- 
lichen Tierarztes zu erneuern, hs muß d(mi amt- 
lichen Tierarzt zur Einsichtnahme zur Verfü- 
gung sti'hen. 

k . \ i' 1 T E L ! \ 

S th ] a ch 1 1 i e r u n t o i s ii ch u n g 

9. Die Tieiu' inüssc'n am Tage ihrr's Eintjeffens im 
Schlachthot zur Schlacht tieruntersuchung vorge- 
fülirt werden. Die Schlachttieruntersuchiu'ig ist 
unmittelbar \or dem Schlachten zu wiederhoUm, 
wenn sich das Tier langer als 24 Stunden im 
Schlachthof Imtundcm hat. 

10. Der amtliche Ticuarzt heil dic^ Schladittieruntcu'- 
suchung bei ausrc'ichendcu" Beleuchtung nach 
w^ i ssem sch a f 1 1 i ch cm M 'e t h o d e n v o r zu n e hm cm . 

11. Die Schlachtticuuntersiichung soll tolgendc' Fccst- 
stell ringen ermöglichen : 

a) ob die Tieri' von eincu’ aut Mensch oder Tier 
übertragbaren Seiidu“ befallen sind oder ob 
Einzelnunkmale odtu' das Allgemeinbefin- 
chm der Time dem •Xusbruch einer solchen 
K [■ a n k n e i t b c' f ü r c h t e n lass e n ; 

b) ob di(' Tierc^ eim’ Storung des .\ 1 Icjcmieinbt'- 
findens odeu’ Erscheinungem einer Krankheit 
erkennen lassen, wodurch das Fleisch un- 
tauglich zum Genuß tiir Menschen werden 
k a n n ; 

c) ob die Timu^ mnuidel odc'r stark autgercajt 
sind. 

12. Im Hinblick aul dii^ Eintulir in die Gmmünschaft 
dürfen nicht gi^schlachtcü werclmi; 

a) Tierc^ in den Fallen der Numnu-r 1 l Buch- 
staben a) und b); 

b) Tiere?, die sich nicht lancje gt?nug ausgeruht 
haben; ermüdet oder stark aufgeregte Tiere 
müssen sich mindestens 24 Stimdcm ausge- 
riiht habmi; 

c') Tiere, bei demm l ubmkulose in irgendeiner 
Form festgestcüll woiclen ist oder die aut- 
grund einer positiven Reaktion bei einer 
Tuberkulinprobe' als tubc'rku losekrank gcT- 
len. 


KXßiTEL \' 

Hygienevorschriffen für das Schlachten und Zerlegen 

12. Schladitticu e, die ln die Schlacht raume verbracht 
werden, müssen sofort geschlachtet wc'iclen. 

14, Die Tiere' müssen vollständig entblulen. Zum 
Genuß für Menschen bestimmtc's Blut ist in 
peinlich saubere'n Behältnissen aufznfangen. Das 
Blut darf nicht mit den Händen, sondern nur mit 
hygienisch einwandfreien Gc'genständen gerührt 
werden. 


5. X/Vahlpc'i iocle? 

15. Außer bei Schweinen ist die Haut sofort voll- 
ständig abzuzichen. Sofern Schweine nicht ent- 
häutet werdc'U, sind sie sofort zu entborsten. 

It). Das Ausweiden muß uimcrzügiich durchgeführ! 
werden und innerhalb von 30 Minuten nach dem 
Entbluten beendc't sein. Lunge, Herz. Lc'ber, 
M i 1 z 11 n d iVl i 1 1, c? 1 f c? 11 könne n e n t w e d t' r a b g e t r q n n 1 
oder in natürlichem Zusammenhang mit dem 
Tierkörper verbunden bleiben. Werden sie ab- 
getrennt, so sind sie mit einer Nummer oder 
auf andere Weise so zu kennzeichnen, daß die 
Zugehörigkeit zu dem betreffenden Tierkörper 
erkennbar ist; das gleiche gilt für Kopf, Zunge, 
Verdauungskanal sowie andere zur Fleisch- 
i Untersuchung benötigte Teile des Tieres. Die 

I genannten Teile sind bis zum Ende der Fleisch- 

i Untersuchung in unmittelbarer Nähe des Tier- 

I körpers zu belassen. Die Nieren müssen bei 

' Tieren aller Gattungen in natürlichem Zusam- 

! menhang mit dem Tierkörper verbunden blei- 

I In'n, sind jedoch aus der Eettkapsel zu lösen. 

17. Das Reinigen von Fleisch mit Tüchern sowie 
das Auf blasen sind verboten. 

IB. Dic' Tierkörper von Einhufc'rn, Schweinen sowie 
Rindern mit Ausnahme von Kälbern sind zur 
Fk'ischuntersuchung vorzuführen, nachdem sie 
unter LäncjsspalLung der Wirbelsäule in Hälften 
cjc'teilt worden sind. Bei Schweinen und Ein- 
hufern ist auch eine Längsspaltung des Kopfes 
vorzLinc'hmen. Erforderlichenfalls kann der amt- 
liche Tierarzt auch bei anderen Tieren die 
Längsspaltuncj des Tierkörpers fordern, 

19. V(n- tieendeter Fleischuntersuchuncj sind die 
w'eitere Zerlegung des Tic'res, die Entfernuncj 
und sonstieje Behandlung von Teilen des ge- 
sc hi achteten Tieres verboten. 

20. Xüjrläufig och'r endgültig b('schlagnahmtes 
Eh'isch sowie? Magen, Därme, Häute, Hörner 
und Klaiu'u sind baldmöglichst in die dafür be- 

i stimmtc'ii Räume' zu verbringen, 

21. Wird das Blut mehrerer Tiere in einem Be'halt- 

■ nis aufgefangen, so ist der gesamte Inhalt von 

der Einfuhr in die' Gemeinschaft auszuschließen, 
wemn das Fleisch eines der Tiere als untauglich 
/um Genuß fiir Menschen erklärt worden ist. 

22. Eine' weitere Zerlegung des Tierkörpers als in 
Hälften eider Viertel ist nur in Zerlegungsbe- 
tric'lu n zulässig, 

KAPITEL \ I 

Fieischuntersiichung 

22. ,Xlh‘ leih* des Tierc's einschließlich des Blutc'S 
sind sofort nach dc'in Schladiten zu untersuchen. 

24. Die' Flc'ischunlersuchung umfaßt: 

a) die' Besichtigung des geschlachteten Tieres, 

b) de.s Durchtasten ein/e'lnc'r Orcjane, insboson- 
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dere von Lunge, Leber, Milz, Uterus, Euter 
und Zunge; 

c) das Anschneiden von Organen und Lymph- 
knoten; 

d) die Prüfung auf Abweichung der Konsistenz, 
der Farbe, des Geruchs und gegebenenfalls 
des Geschmacks; 

e) erforderlichenfalls Untersuchungen im Labo- 
ratorium. 

25. Der amtliche Tierarzt hat insbesondere zu unter- 
suchen: 

a) das Blut auf Farbe, Gerinnungsfähigkeit und 
Anwesenheit von Fremdkörpern; 

b) den Kopf, den Rachen, die Schlundkopf-, 
Kehlgangs- und Ohrspeicheldrüsenlymph- 
knoten (Lnn. retropharyngei, mandibulares 
et parotidei) und die Mandeln: die Zunge ist 
so weit zu lösen, daß die Maul- und Rachen- 
schleimhaut in ihrem ganzen Umfang zu 
sehen ist; die Mandeln sind nach der Unter- 
suchung zu entfernen; 

c) die Lunge, die Luftröhre, die Speiseröhre 
und die Lymphknoten an der Lungenwurzel 
(Lnn. bifurcationes et eparteriales) und im 
Mittelteil (Lnn. mediastinales) ; außerdem ist 
ein Längsschnitt durch Luftröhre und Haupt- 
luftröhrenäste und ein Querschnitt im unte- 
ren Drittel der Lunge durch die Hauptluft- 
röhrenäste anzulegen; 

d) den Herzbeutel und das Herz; am Herzen 
ist ein Längsschnitt anzulegen, durch den die 
Kammern geöffnet werden und die Scheide- 
wand durchgetrennt wird; 

e) das Zwerchfell; 

f) die Leber, die Gallenblase und die Gallen- 
gänge sowie die Lymphknoten an der Leber- 
pforte und der Bauchspeicheldrüse (Lnn. 
portales) ; 

g) den Magen-Darm-Kanal, die Lymphknoten 
der Magengegend (Lnn. gastrici) und das 
Mesenterium sowie die Mesenteriallymph- 
knoten (Lnn. mesenterici craniales et cau- 
dales) ; 

h) die Milz; 

i) die Nieren und ihre Lymphknoten (Lnn. 
renales) sowie die Harnblase; 

j) das Brust- und Bauchfell; 

k) die Genitalien; bei Kühen ist die Gebärmut- 
ter durch einen Längsschnitt zu öffnen; 

l) das Euter und seine Lymphknoten (Lnn. 
supramammarii) ; bei Kühen ist jede Euter- 
hälfte durch einen langen und tiefen Ein- 
schnitt bis zu den Zisternen (sinus lactiferes) 
zu spalten; 

m) die Nabelgegend und die Gelenke bei jun- 
gen Tieren; im Verdachtsfall ist es erforder- 
lich, in der Nabelgegend einen Einschnitt 
vorzunehmen und die Gelenke zu öffnen. 


Die genannten Lymphknoten sind systematisch 
freizulegen und der Länge nach in möglichst 
dünne Scheiben zu schneiden. 

Im Verdachtsfall sind außerdem folgende 
Lymphknoten in gleicher Weise anzuschneiden: 
die Buglymphknoten (Lnn. cervicales super- 
ficiales), die Achsellymphknoten (Lnn. axillares 
proprii et primae costae), die Brustbeinlymph- 
knoten (Lnn. sternales craniales), die Hals- 
lymphknoten (Lnn. cervicales profund! et co- 
stocervicales), die Kniekehllymphknoten (Lnn. 
poplitei), die Kniefaltenlymphknoten (Lnn. subi- 
liaci), die Sitzbeinlymphknoten (Lnn. ischiatici), 
die mittleren und seitlichen Darmbeinlymph- 
knoten (Lnn. iliaci) und die Lendenlymphkno- 
ten (Lnn. lumbales). 

Bei Schafen und Ziegen sind die Öffnung des 
Herzens und das Anschneiden der Lymphknoten 
des Kopfes nur im Verdachtsfalle vorzunehmen. 

26. Der amtliche Tierarzt hat darüber hinaus fol- 
gende systematische Untersuchungen vorzuneh- 
men: 

A. auf Cysticercose: 

a) bei über 6 Wochen alten Rindern 

— an der Zunge durch einen Längs- 
schnitt in die Muskulatur der unteren 
Fläche, ohne den Zungenkörper stark 
zu beschädigen; 

— - an der Speiseröhre nach Lösung von 

der Luftröhre; 

— am Herzen durch einen von den Herz- 
ohren zur Herzspitze verlaufenden 
Schnitt in beiden Herzhälften zusätz- 
lich zu dem in Nummer 25 Buchstabe 
d) vorgeschriebenen Schnitt; 

— an den inneren und äußeren Kaumus- 
keln durch je zwei parallel zum Unter- 
kiefer verlaufende Schnitte vom un- 
teren Unterkieferrand bis zur oberen 
Anheftungsstelle der Kaumuskeln; 

— am muskulösen Teil des Zwerchfells 
nach Lösung von seinem serösen 
Überzug; 

— an den freigelegten Muskelflächen 
des Tierkörpers; 

b) bei Schweinen 

an den freigelegten Muskelflächen, ins- 
besondere an den flachen Keulenmuskeln, 
an der Bauchwand, an der vom Fett- 
gewebe befreiten Psoasmuskulatur, an 
den Zwerchfellpfeilern, an den Zwischen- 
rippenmuskeln, an Herz, Zunge und 
Kehlkopf; 

B. auf Distomatose: 

bei Rindern, Schafen und Ziegen durch Ein- 
schnitte an der Magenfläche der Leber, durch 
die die Hauptgallengänge eröffnet werden, 
sowie durch einen tiefen Schnitt an der Basis 
des „Spigelschen Lappens"; 
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C. auf Rotz: 

bei Einhufern durch Besichtigung der 
Schleimhäute von Luftröhre, Kehlkopf, Na- 
senhöhle und ihrer Nebenhöhlen nach Spal- 
tung des Kopfes längs der Mittellinie und 
Herausnahme der Nasenscheidewand. 

KAPITEL VII 

Stempelung 

27. Das zum Export in das Gebiet der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft bestimmte Fleisch muß 
mit einem deutlich erkennbaren Stempelauf- 
druck versehen sein, aus dem das Ursprungs- 
land und die Veterinärkon trollnummer des 
Schlachthofs ersichtlich sind, 

28. Für die Durchführung der Stempelung ist der 
amtliche Tierarzt verantwortlich. 

29. Tierkörper sind mit einem Farbstempel zu 
kennzeichnen: 

— bei Tierkörpern mit einem Gewicht von 
mehr als 60 kg ist jede Hälfte mindestens 
an folgenden Stellen zu stempeln: 
Außenseite der Keule, Lende, Rücken, Bauch, 
Schulter sowie Brustfell im Bereich des Rük- 
kenteils; 

— andere Tierkörper sind mindestens viermal 
zu stempeln, nämlich an jeder Schulter und 
der Außenseite der Keule. 

30. Kopf, Zunge, Herz, Lunge und Leber sind mit 
einem Färb- oder Brennstempel zu kennzeich- 
nen. Bei Schafen und Ziegen brauchen Zunge 
und Herz nicht gestempelt zu werden. 

31. Teilstücke, die in Zerlegungsbetrieben von 
ordnungsgemäß gestempelten Tierkörpern ge- 
wonnen worden sind, müssen, sofern sie 
keinen Stempelabdruck tragen, mit einem Stem- 
pel nach Nr. 27 gekennzeichnet werden, der an 
Stelle der Veterinärkontrollnummer des 


Schlachthofes die Veterinärkontrollnummer des 
Zerlegungsbetriebes enthält, 

32. Beim Versand verpackter Teilstücke oder ver- 
packter Nebenprodukte der Schlachtung ist mit 
einem Stempel gemäß Nr. 27 oder 31 ein Ab- 
druck auf einem gut sichtbar an der Verpackung 
befestigten Etikett anzubringen. Das Etikett 
muß außerdem folgendes enthalten: 

— eine laufende Nummer, 

— die anatomische Bezeichnung der Nebenpro- 
dukte der Schlachtung, 

— die Angabe der Tiergattung, von der die 
Nebenprodukte der Schlachtung stammen, 

— das Nettogewicht des Packstückes. 

Ein Doppel des Etiketts ist in das Packstück 
einzulegen. 

33. Als Stempelfarbe darf nur Methylviolett ver- . 
wendet werden. 

KAPITEL VIII 

Lagerung 

34. Das zur Einfuhr in die Gemeinschaft bestimmte 
frische Fleisch ist nach der Fleischuntersuchung 
sofort zu kühlen; die Innentemperatur der Tier- 
körper und Tierkörperteile darf + 7*^ C und 
die der Nebenprodukte der Schlachtung + 3° C 
niemals übersteigen. 

KAPITEL IX 

Beförderung 

35. Frisches Fleisch muß in verplombten Transport- 
mitteln befördert werden, die so gebaut und 
ausgestattet sind, daß die in Kapitel VIII vor- 
gesehenen Temperaturen während der Beförde- 
rung nicht überschritten werden. 
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Anlage III 


Stempelung bei der Einfuhrkontrolle 


1. Für die Durchführung der Stempelung ist die Be- 
hörde zuständig, die die Einfuhrkontrolle an der 
Grenzübergangsstelle oder an der Auslands- 
fleischbeschaustelle vornimmt. 

2. Werden die Rinder oder Schweine oder das 
frische Fleisch zur Einfuhr freigegeben, so ist die 
Stempelung des Zertifikats mit einem recht- 
eckigen Stempel von 5,0 cm Breite und 2,5 cm 
Höhe in grüner Farbe vorzunehmen. Der Stem- 
pel muß folgende deutlich lesbare Angaben ent- 
halten: 

— im oberen Teil in Großbuchstaben die An- 
fangsbuchstaben des Staates, der die Einfuhr- 
kontrolle durchgeführt hat, d. h. eines der 
folgenden Kennzeichen: B, D, F, I, L, NL; 

— im unteren Teil eine der folgenden Abkür- 
zungen EWG — EEG — CEE. 

Die Buchstaben müssen 0,8 cm hoch sein, 

3. Wird die Einfuhr der Rinder oder Schweine oder 
des frischen Fleisches abgelehnt, so ist die Stem- 
pelung des Zertifikats mit einem dreieckigen 
Stempel von einer Seitenlänge von je 5,0 cm in 
roter Farbe vorzunehmon. Der Stempel muß fol- 
gende deutlich lesbare Angaben enthalten: 

— im oberen Teil in Großbuchstaben die An- 
fangsbuchstaben des Staates, der die Einfuhr- 
kontrolle durchgeführt hat, d. h. eines der 
folgenden Kennzeichen: B, D, F, I, L, NL; 

— im unteren Teil eine der folgenden Abkürzun- 
gen EWG -- EEG — CEE. 

Die Buchstaben müssen 0,8 cm hoch sein. 
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Entwurf einer Entscheidung des Rats 
zur Errichtung eines Veterinärausschusses 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschalt, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es erscheint zweckmäßig, für die Fälle, in denen 
der Rat der Kommission Befugnisse auf veterinär- 
rechtlichem Gebiet übertragen hat, einen Ausschuß 
zu schaffen, der sich aus Veterinärsachverständigen 
der Mitgliedstaaten zusammensetzt, damit einerseits 
der Kommission die Möglichkeit gegeben wird, sich 
auf diesem Gebiet beraten zu lassen, und damit an- 
dererseits eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten der Kommission gewährleistet ist. 

Es ist ferner wünschenswert, daß sich die Zusam- 
menarbeit auf alle Bereiche erstreckt, die Gegen- 
stand einer gemeinschaftlichen Regelung auf diesen 
Gebieten sind. Zu diesem Zweck soll der genannte 
Ausschuß ermächtigt werden, alle in diese Bereiche 
fallenden Fragen zu prüfen — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


A ]■ t i k e 1 1 

Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Veterinärausschuß — im folgenden 
„Ausschuß" genannt — unter dem Vorsitz eines 
Vertreters der Kommission eingesetzt. 


Artikel 2 

Der Ausschuß nimmt die Aufgaben, die ihm durch 
Vorschriften der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft im Veterinärbereich übertragen werden, un- 
ter den in diesen Vorschriften genannten Bedingun- 
gen wahr. 

Er kann außerdem jede andere Frage prüfen, die 
in diese von einer Regelung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erfaßten Bereiche fällt und die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 


Artikel 3 

Der Ausschuß erstellt seine Geschäftsordnung. 
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Begründung 


Die Richtlinien des Rats vom 26. Juni 1964 bezüg- 
lich des innergemeinschattlichen HanchJsvcukehis 
mit Rindern und Schweinen cünerseits und mit fri- 
schem Fleisch andererseits sind di(^ ersten einei’ 
Reihe von Vorschriften, die es zur Aufgabe haben, 
alle veterinärrechtlichen Normen, die den Schutz der 
Gesundheit von Mensch und Tier auf dem Gebiet 
des hiaridels mit Tieren und Ti(n produkten l)('zw(J':- 
ken, zu harmonisieren und ailmühlich sogar zu v(U'- 
(n'nheitlich(^n. Sie beinhaltcm eine erstc^ dtJaillierte 
Regelung für eine bestimmtt' Anzahl w(}sentlich('r 
\ eterinarrechllicher Probhame Sie Inunüchnen ferner 
klar die Gebiete, auf dencni eine weitergehende Har- 
monisierung nötig ist, deren Duk hfiihrung bereils 
angekündigt wird, und sie seihen in einigen Fällen 
vorläidige Recjelungen vor. Die Anwendung dicvsei' 
Richtlinien und ihrer Anhänge mid^ dazu führen, 
daß allmählich alle IJntcu'schiede und Unsicherheiten 
ausgemerzt werden, die in der Vingangerdunl 
Cu'und von Streitigkeiten und Vertuden waren, die 
ihren Ursprung in mehr oder weniger offensicht- 
lichen gesundluü Liichen Motiven hatien. 

Um diese Erg^Jmisse zu erreichen, unterwerfen sich 
die Mitgliedstaatcm (üner Gemeinschattsdisziplin und 
unternehmen große Anstrengungem - auch auf 
finanziellem Gebiet — , um ihre Veterinärorganisa- 
tion, ihre Programme für die Rekämpfung von Tier- 
k ra nkh e i t en , d i re S ch 1 a ( hth ö f e , Z c r 1 egu n gsbet r i ( J.)e , 
die Lagerungsmöglichkeiten und die TransportmiUel 
d(ni Anforderungen der Wissenschaft und der mo- 
dernen Technik anzupassen, wie sie ihren Nic^dcu- 
schlag in diesen Richtlinien gefunchm haben. 

Allerdings erstrecken sich diese Richtlinien nur auf 
einen Teil des Handels mit Rindern und Schweinen 
und mit frischem Fleisch, nämlich auf den innerge- 
meinschaftlichen Flandelsverkehr. Was hingegen die 
Tiere und das Fleisch betrifft, die aus einem Dritt- 
land stammen, fordern die Richtlinien lediglich, daß 
bis zur Schaffung einer gemeinschaftlichen Regelung 
für diese Tiere und dieses Fleisch die diesbezüg- 
lichen nationalen Vorschriften der Mitgliedstaatcn 
nicht günstiger sein dürfen als jene, die für den in- 
n ( M'g ( Mii V i n s cl i a 1 1 1 i ch en H a n d ( 4 s v e r Iv eh r cj Item. 

Diese KlauscJ ist allerdings zu unbestimmt, um eine 
endgültige Lösung der Probleme darstcdlen zu kön- 
mm, die sich im Zusammenhang mit der Einfuhr aus 
Drittländern stellen, fn der Tat kann ein freier Ver- 
kehr von Vieh und Fleisch innerhalb der Gcmiein- 
schaft ohne Rücksicht auf deren Herkurilt nicht er- 
reicht werden, solange an den gemeinsamen Gren- 
zen die von den Mitgliedstaaten angewandten vete- 
rinärrechtlichen Regeln nicht vereinheitlicht und die 
jeweiligen Kontroltmaßnahmen nicht überall gleich 
Sind. Außerdem reicht eine solche UlauscJ nicht aus, 

'} Amtsblatt der Europäischen Geinoinschdtten Nr. 121 
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um cl(U‘ Vi(Jfalt gesundhcüt I icher und viehseuchen- 
rechtlicher Verhältnisse in der Welt Rechnung zu 
tragen, fn diesem Zusammenhang muß vor allem die 
Exist{mz von gewissen Tierseuchen in bestimmten 
Teilen der Welt erwähnt werden, die im Vergleich 
zu den in der Gemeinschaft bekannten Seuchen als 
exotisch zu bezeichnen sind, da sie auf dem Gebiet 
der Gemeinschaft nicht oder nicht mehr Vorkommen. 
Es ist offensichtlich, daß es von gemeinsamem Inter- 
ess(' für alle Mitglieds! aaten ist, in diesen Fällen 
einheitliche Maßnahmen anzuwenden, die ausrei- 
chend streng sind, um die Gefahr einer Einschlep- 
pung dieser Krankheitcm in ihr Gebiet auszuschlie- 
ßen. Das Fehlen einer Immunität des Viehs der Ge- 
meinschaft gc'g{ai di(\se Krankheiten hätte im Fall 
der Ansteckung zur Folg(\ daß die Sterblichkeits- 
zitfer d('r Tiere seh.r hoch wäre und daß eine sehr 
schnelle Ausbiaütung erfolgtes Feumer ist hinzuzii- 
tilgen, daß füi‘ einige di esse r Krankheiten noch keine 
gecügnetem Impfstoffe zur Verfügung stehen, daß 
die HerstcJlung solcher Impfstoffe^ zicunlich lancpe 
dauern und stau kostspielig weiden kann und daß 
die systematische Abschlachtimg kranker oder vev- 
dächtigei' Tiere, die eines dci' klassischen Seiichen- 
bekämpfimgsmittel ist, hohe' Kosti'ii sowohl für die 
JJeuhedter als auch für die Regierungen verursachen 
würde. Schließlich ist zu l)('(U'nkcn, daß die strengen 
viehse'uchenrc'C’htlieJK'n Maßnedunen, die im Fall 
('ine'r Se'uclu' ereirilten wereien, (üne manchmal sehr 
lange Unterbi ('(hung ch's IlaiideJs und im Fall um- 
fangri'irher Ahsehlachtiinge'n die Vernichtung eiiu'S 
Teils des Viehbestandes be'wirke'n, was schwerwie- 
gende und langandauerndc' Auswirkungen auf die 
A g ra r Produktivität hat, 

Aus all diesen Gründen fordert der heigefüyte Richl- 
linienentwurf hei Auftreten einer Anzahl exotischer 
Krankheiten, die in d('n Listem des Anhangs entspre- 
chend ihrer Gefährlichkeit für die jeweiligen Tier- 
gattungen aufgeführt sind, ein sfriktc'S Einfuhrver- 
bot für Tiere und Fleisch während eines ausreichend 
bemessenen Zeitraums, um eine .Ansteckungsgefahr 
zu verracuden. 

Um zu vermeiden, daß man über das sich gesefzle 
gt'sundhi'ifliche Ziel hinausginge, und um zu erlau- 
ben, daß die unterschiedlichen VT'rhältnisse in den 
Driffländern berücksichtigt werden können, sind 
Aiisnahmemöcjlichkeifen vorgesehen worden — so- 
wohl hinsichilich der Fristen als auch des räiimliehi'n 
Wi 1 k u n g s be re i ch s dies e r V (' rl ) o U' . 

Zu ])edenken ist allerdings, daß es in jedem Fall, 
in dem eine Ausnahme ins Auge gcTaßt werden 
könnte, ('rforderlich ist, jeweils die besonderen Um- 
stände im Hinblick auf einen Viehseuchen recht liehen 
Sduitz gern au zu prüfen, 

Wegen dc'r Bedeutung dieser möglichen Ausnahmen 
und in Anbetracht des vorrangigen Interesses der 
Mitgliedstaaten an einem Schutz ihrer Bevölkerung 
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und ihres Viehbestandes vor gelahrlichen Krank- 
hc'iten dürfte es selbstverständlich s(ün, dafl (Wv in 
diesen und anderen Fällen, in denen ein(^ strikte 
Anwendung der gemeinschaftlichen Vorschriften aus 
viehseuchenrechtlichen Gründen nicht unbedingt cr- 
fordeiiich ist, zu treffenden Maßnahmen der Kom- 
mission in enger Zusammenarbeit mit den Mitgli('d- 
staaten vorzubereiten sind. Aus diesem Grund sieht 
der beiliegende Richtlinienentwurf ein gemeinschaft- 
liches Verfahren vor, das ausgeprägter ist als eine 
bloße Anhörung der Mitgliedstaaten und das flexi- 
bel genug ist, der Notwendigkeit schneller Entschei- 
dungen mit Hilfe genauer Unterlagen zu entsprechen. 

Dieses Verfahren entspricht dem iin Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarmarktordnungen in der Form des 
Verwaltungsausschusses bestehenden Verfahren, 
das auf jenem Gebiet zu guten Ergebnissen geführt 
hat. Hier ist gleichfalls ein Ausschuß vorgesehen, 
Veterinärausschuß genannt — und durch eine selb- 
ständige Entscheidung des Rats geschaffen — , der 
wie die erwähnten Verwaltungsausschüsse arbeitet, 
sich von diesen jedoch in seinen Zielen, seinen Auf- 
gaben und seiner Zusammensetzung unterscheidet. 

Im übrigen sieht diese Richtlinie im allgemeinen für 
die Drittländer die gleichen Anforderungen vor, wie 
sie den Mitgliedstaaten auferlegt sind und verpflich- 
tet die Mitgliedstaaten, jede Einfuhr daraufhin zu 
untersuchen, ob die von den Gemeinschaftsnormen 
gestellten Bedingungen eingehalten worden sind. 

Entsprechend der von der vorliegenden Richtlinie 
verfolgten Systematik führen die Mitgliedstaaten 
diese Kontrolle durch; sie sind es ferner auch in er- 
ster Linie, die insbesondere unter Bezugnahme auf 
die Anlagen der Richtlinie die viehseuchenrecht- 
lichen und gesundheitlichen Verhältnisse in den 
Drittländern zu überprüfen haben, aus denen sie 
einführen wollen. 


Aut den Gebi(üen, auf denen die Richtlinien vom 
2b. Juni 1964 noch keine gemeinschaftlichen Rege- 
lungen für den innergemeinschaltlichen Handelsver- 
kehr getroffen haben, ist das nationale Recht auch 
für die Einfuhr aus Drittländern vorläufig anzuwen- 
den. Es handelt sich hier um die Materien des Ar- 
tikels 8 der „Vieh-Richtlinie" und Artikel 6 der 
„Fleisch-Richtlinie" wie die Behandlung der Tiere 
; und des Fleisches mit gewissen Fremdstoffen, Be- 
kämpfung der Trichinose, Handel mit getrennten 
1 Nebenprodukten der Schlachtung und mit Pferde- 
fleisch und ferner um die Anerkennungsbedingun- 
gen für Kühlhäuser. Eine gemeinschaftliche Rege- 
: lung dieser Probleme, die sich dann auch auf die 
I Drittländer erstreckt, wird so bald wie möglich aus- 
I gearbeitet. Es ist jedoch angebradrt vorzuschreiben, 

I daß die Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern bis 
I zum Erlaß dieser Gemeinschaftsregelungen auf die- 
‘ sen Gebieten keine günstigeren Vorschriften als ge- 
genüber ihren Partnern innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft anwenden dürfen. 

' Entsprechend den Wünschen, die bei den Beratun- 
gen der Richtlinien vom 26. Juni 1964 ausgesprochen 
wurden, ist eine möglichst kurze Erist für das In- 
kraftsetzen der Vorschriften dieser Richtlinie festge- 
, legt worden; hierbei war vor allem zu beachten, daß 
die erwähnten Richtlinien bis zum 30. Juni 1965 im 
nationalen Bereich in geltendes Recht transf(U'miert 
worden sind. 

Die Berufsorganisationen sind zu diesem Richt- 
linienentwurf befragt worden. Ihre Stellungnahmen 
sind im Rahmen der Arbeitsgruppe „Veterinärrecht" 

; aufmerksam geprüft worden; hierbei sind keine we- 
sentlichen Meinungsverschiedenheiten im Flinblick 
! auf die entscheidenden Grundsätze dieser Richt- 
; linie festgestellt worden. 
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